 Bibli 
7 


D 12 ” 
um A420 


beldicte 


der 


ſtädtilcken Wailen-Anltalten 


ſowie der 


Teſtamenk⸗ und Almofenhaltung 


in Thorn. 


— eee 


Von 
0 N 
— 


Bender. 


Thorn 1891. 


* 
Buchdruckerei „Thorner Eſtdeutſche Zeitung“, Thorn. 


| 


| 


* 
= 


J. Geſchichte 


ſtädtiſchen Kinderheims 
(Armenhauſes und Arbeitshauſes, Spinn- und 
Spendehauſes). 


Das Kinderheim iſt geſchichtlich zurückzuführen auf das ſtädtiſche Spinn- 
und Spendehaus. 

Im Jahre 1719 hatten, auf Anregung des damaligen Seniors des evangeliſchen 
Miniſteriums und älteſten Predigers an der altſtädtiſchen Kirche, Ephraim Praetorius, 
„die Ehrbaren Gerichte beider Städte, mit Beihaltung Einer ehrenwerthen 3. Ordnung 
dieſer Königlichen Stadt Thorn, in ihren Reminiscere - Gravaminibus!) wegen 
Abſchaffung derer vielen fiederfiden Detfler und Errichtung eines Spinnhauſes 
zur beſſeren Aufnahme der Wolle-Manufactur bei Einem E. Hochwürdigen Rath 
Anſuchung gethan, wie auch zu deſſen Behuf die Errichtung einer kleinen Lotterie von 
4000 Looſen, jedes a 3 Fl. (= 3 Rm.), von deren Gewinnſten die vierte part 
zum Bau des Spinnhauſes abgezogen werden ſollte, vorgeſchlagen.“?) Der Rath 
genehmigte den Vorſchlag, und obwohl bis zum Jahre 1723 erſt die I. Klaſſe der in 
2 Klaſſen getheilten Lotterielooſe mit Mühe untergebracht werden konnte, trat die 
Stiftung doch, geſtützt auf Beiträge aus der Bürgerſchaft, bereits in dem genannten 
Jahre ins Leben. Der Rath beſtellte am 22. März 1723 zu „Vorſtehern“ der 
Anſtalt den Rathmann Chriſtoph Elsner, die Gerichtsſchöppen Michael Schroeger und 
Heinrich Blawier und die Sechszigmänner (III. Ordnung): Johann Giering und 
Georg Dietmann, und dieſe kauften am 9. April 1723 von der Loh⸗ und Roth⸗ 
gerberinnung für 3500 Gulden den alten „Gerberhof“ am alten Schloſſe (Neuſtadt 
Nr. 266), mit Ausnahme der eigentlichen Lohmühle (Neuſtadt Nr. 267), d. h. das 


1) Nach Art. 54 der Reformatio Siegesmundi vom Jahre 1523 und der Graudenzer 
Convention zwiſchen Rath, Schöppen und Bürgerſchaft (1718) Art. 3 ſollte alle Jahre, 14 Tage 
vor Sonntag Laetare, die „Reminiscere-Solennitaet“ gefeiert werden, wobei die von den Zehnern 
(Rechnungs⸗Reviſoren der Bürgerſchaft Art. 16 der Reformatio Siegesmundi von 1523) gezogenen 
Erinnerungen vorgetragen und „die Gebrechen und Mängel der Stadt examinirt“ wurden. 

2) Eingang der Stiftungsurkunde. Band 1 der Verwaltungsacten der Spinn⸗ und 
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Hauptgrundſtück des heutigen Krankenhauſes.!) Hier blieb die Anftalt ſodann bis 
zum Jahre 1828. 

Nach der Stiftungsurkunde hatte dieſelbe zugleich einen polizeilichen Zweck, — die 
Beſeitigung der Bettler, — und einen wirthſchaftspolitiſchen, — die Hebung der 
ſtädtiſchen Woll-⸗Induſtrie. 

Da in polniſcher Zeit eine geordnete Armenverwaltung fehlte,?) jo machten 
ſich die durch die Noth auf die Straße und in die Häuſer getriebenen Bettler 
(„Gaſſenarme“) auf das Aeußerſte läſtig. 

Die Unterſtützung dieſer Bettler ſollte nun in dem Spinnhauſe einheitlich 
geregelt, und dabei zugleich eine Beſtrafung, bezw. Beſſerung ſchuldbarer Bettler, ſowie 
der polizeilich eingeſetzten Frauenzimmer, durch Zwangsarbeit erſtrebt werden. 

Mit Rückſicht auf den erſteren Zweck fand die Anſtalt reichliche Unterſtützung 
durch regelmäßige Sammlungen in der Bürgerſchaft und durch Vermächtniſſe. Sie 
wurde, wenngleich von den ſtädtiſchen Behörden — alſo als ſtädtiſche Gemeinde— 
Anſtalt — gegründet, thatſächlich in ähnlicher Art unterhalten, wie etwa das 
Spendehaus eines Privat-Vereins gegen Bettelei, d. h. ohne Mitwirkung der Stadtkaſſe. 

An Geſchenken, bezw. Vermächtniſſen an die Anſtalt werden erwähnt: vom 
Bürgermeiſter Jacob Heinrich Zernecke (1723) 1000 Gulden, vom Bürgermeiſter 
Albert Borkowski (1757) 1000 Gulden, vom Kaufmann Becker (1768) 1000 Gulden, 
vom Altſtädtiſchen Schöffen Moiski (1768) 500 Gulden, von dem Vorſteher Guſtav 
Mohn (1792) 200 Gulden, von dem Gerichtsſchöffen Paul Wieczorek (1769) ein 
Grundſtück vor dem Catharinenthore mit 9 Bauſtellen zu je 2—3 Thaler Grundzins 
jährlich.?) Das Gericht der Altſtadt überwies eine der ſogenannten 12 Stuben“) 
mit ca. 3 Thaler Miethsertrag. Die Kaufgeſellen-Brüderſchaft verpflichtete ſich „der 
Armuth zum Beſten“ zur Zahlung von 60 Gulden (ſeit 1797 „wegen ſehr geringer 
Zahl der Mitglieder“ nur mehr 15 Gulden) jährlich. In den 3 lutheriſchen Kirchen 
wurde mit ſtehenden Käſtchen und mit „gehaltenen Schalen“ geſammelt; die Haupt⸗ 
einnahme floß indeſſen aus Sammelliſten, die in der Bürgerſchaft umliefen, und die 
als freiwillige Steuer behufs Einrichtung einer geordneten Armenpflege aufzufaſſen 
ſind. Dazu trat ſchließlich der Ertrag der von den Häuslingen geleiſteten Arbeit. 

Zuſchüſſe aus ſtädtiſchen Mitteln, oder überhaupt aus öffentlichen Fonds, ſind 
dagegen, ſoweit erſichtlich, in polniſcher Zeit nicht gewährt worden,“) trotz des je 
länger, deſto mehr hervortretenden polizeilichen Characters der Anſtalt. Erſt im 


Sing ) Vergl. die Geſchichte des ſtädtiſchen Krankenhauſes, Heft XV der Zeitjchrift des Weft 
preußiſchen Geſchichtsvereins, S. 24. 

2) Geſchichte des Krankenhauſes S. 5. 

5) Die ſpätern Grundſtücke Jacobs-Vorſtadt 257, 260, 264/5. 

) Die 12 Stuben, — ein langes Gebäude zwiſchen Ritterburg und Weichſel, hatten die 
Altſtädtiſchen Schöffen während der Peſtſeuche von 1656 für ſich und ihre Familien errichtet. Im 
Jahre 1804 machte daſſelbe der von der Kaufmannſchaft errichteten großen Brennerei — im ſpäter 
ſogen. „Gallſchen Zwinger“ — Platz. 

5) Das älteſte Rechnungsbuch deſſen Vorhandenſein noch 1804 erwähnt wird, iſt nicht 
mehr aufzufinden. Bei den Acten befinden ſich nur einzelne Auszüge daraus. 
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Jahre 1796 wurden derſelben, durch Beſchluß der Weſtpreußiſchen Kammer, das 
Bürgerrechtsgeld und die Gebühren für Ausfertigung von Dienſtbüchern überwiejen.!) 
Aus den Mitteln der Anſtalt wurden einerſeits die Häuslinge (Corrigenden) 
unterhalten, ſoweit der Unterhalt nicht aus dem Arbeitsverdienſt gedeckt werden konnte. 
Die (in der Regel nicht über 10) Häuslinge wurden in den erſten Jahrzehnten 
unter Anleitung eines Tuchmachermeiſters mit Tuchmacherei beſchäftigt. 

Nach den Rechnungen wurde noch im Jahre 1761 die ſtädtiſche Tuchfabrik 
neu eingerichtet, wozu die „Fabriqueurs“ aus Sachſen verſchrieben wurden 
(4008 Gulden Reiſekoſten, 4634 Gulden Koſten für Handwerkszeug). Dieſe Fabrik 
lag vermuthlich in der Bäckerſtraße, an der Stelle des heutigen Landgerichts. Die 
Sträflinge ſind hier wohl nur zu einzelnen leichteren Arbeiten, unter Aufſicht der 
(3—7) Tuchmacher, verwendet worden. Die Fabrik, welche wollene Decken, Düffels, 
Camlotts, Reſche, Felpe, Bordüren uſw. verfertigte und ſolche auch nach Danzig, 
Elbing, Königsberg, Warſchau, Krakau abſetzte, beſtand anſcheinend nur bis zum 
Jahre 1778. Die Ausgaben überſtiegen jährlich die Einnahmen. Schon die 
Schlußbalance des Jahres 1765/66 ſchloß ab mit 64188 Gulden ſicherer Schulden 
(davon 9760 bei Privaten, der Reſt bei ſtädtiſchen Kaſſen) gegen 47893 Gulden 
Vermögen, und letzteres überdies zumeiſt nur auf dem Papier, wie: 3250 Fl. diverse 
Debitores, 37 525 Fl. buchmäßiger Werth der Waarenvorräthe, 6625 Fl. Anſchaffungs⸗ 
Werth () der Werkzeuge. Die preußiſche Grenzſperre (ſeit 1772) hinderte den 
Waarenvertrieb vollends. Das Jahr 1778 ſchloß ab mit einer Einnahme von nur 
991 Gulden und mit einem Geſammtvorſchuß von ca. 50 000 Gulden. In dem 
Jahre 1. März 1764/65 — bei vollem Betriebe — hatte die Fabrik 23 078 Fl. 
Einnahme für Waaren gehabt, gegen 20 528 Fl. Ausgabe auf Wolle und 
Fabrikationskoſten. Der damalige Vorſteher, G. A. Bluemigk, war zugleich Haupt⸗ 
lieferant für Wolle. 

Unter ſolchen Umſtänden wurde die Tuchmacherei ſchließlich eingeſtellt, und 
in der letzten Zeit vor dem Jahre 1793 vielmehr die Verfertigung von Strohmatten, 
— aus Langſtroh mit Lindenbaſt, — für die Getreidehändler betrieben. Dabei 
ergaben ſich beſſere Reſultate. 

Das Spendehaus ſelbſt beſtand im Jahre 1793 aus einem zweiſtöckigen, 
maſſiven Hauptgebäude mit 4 Stuben, — davon die eine Wohnung des Aufſehers 
(Mattenmeiſters), die zweite Wohnung des Knechts (Bettelvoigts), die dritte 
Arbeitsſaal, die vierte Spendezimmer für die monatliche Almoſenvertheilung an 
Stadtarme — und aus einem baufälligen Seitenflügel in Fachwerk mit drei 


1) Das Bürger⸗Rechts-Geld betrug laut Tarif vom 13. May 1796 

a, für das Heine Bürgerrecchchch ett 3 Thaler, 
d. für das Großbürgerrechett 10 Thaler. 
Außerdem von unverheiratheten Großbürgern nach „semel et pro semper“ ein „Buhlengeld“ 
von 8 Thalern 30 Groſchen (= 25 Rm.), welches bei Verheirathung innerhalb des erſten Jahres 
8 wurde. Doch beſtanden Privilegien ſowohl für Bürger aus anderen preußiſchen 
tädten, wie für gewiſſe Ausländer. Die Dienſtboten zahlten: männliche 7 Groſchen 9 Pfennig 

(= ca, 30 Pfennig), weibliche 6 Groſchen ( 20 Pfennig) auf das Miethsbuch. 
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Schlafzimmern für Gefangene. Alles war von einer Mauer umgeben. Die Sträf- 
linge wurden von dem Aufſeher beköſtigt, wozu jedoch nur der Arbeitsverdienſt von 
3 Groſchen (= 10 Pf.) beſtimmt war. Aus allgemeinem Fonds wurden nur die 
Heizung, die Krankenpflege und einige ähnliche Leiſtungen beſtritten. 

Der Aufſeher (ein Tuchmachermeiſter) und der Knecht erhielten neben freier 
Wohnung einen geringen Jahreslohn, außerdem 18 bezw. 15 Groſchen (60 bezw. 
50 Pf.) wöchentlich, ſo lange Matten geflochten wurden. Die ganze Verwaltung 
war dauernd einer Deputation von 6 Mitgliedern aus allen drei Ordnungen unterſtellt. 


In der Matten-Fabrik wurden neben den Häuslingen, die 10 Pf. täglich 
erhielten, auch freie Arbeiter, — wohl ſtädtiſche Arme — beſchäftigt, denen 15 bis 
18 Groſchen (0,5 bis 0,6 Rm.) Lohn für das Schock Matten, bei einer Tagesleiſtung 
von 15—30 Stück, gezahlt wurde. Im Jahre 1792/93 wurden aus ca. 7000 Bund 
Stroh (ca. 500 Gulden [Rm.] werth!) etwa 550 Schock Matten zu je 70 bis 
92 Groſchen (= 2,33 —3,00 Rm.) abgeſetzt und jo ein rechnungsmäßiger Ueberſchuß 
von über 500 Gulden erzielt, doch ſind hierbei die Generalausgaben des Spende— 
hauſes nicht gerechnet. Im Durchſchnitt der Jahre 1783/93 wurden 316 Schock 
Matten jährlich verkauft, und thatſächlich ſcheint in jedem Jahre bei der Fabrikation 
ein kleiner Ueberſchuß erzielt zu ſein, der dann der Almoſenvertheilung an Stadtarme 
zu Gute kam. Allerdings war die Hausverwaltung eine ſehr ſchlechte; die Wohnräume 
baufällig und dumpfig, die Beköſtigung völlig unzulänglich, die Heizung und Bettung 
der Gefangenen ſo mangelhaft, daß denſelben die Glieder im Hauſe erfroren. „Vom 
Zuſtand des Hauſes im Jahre 1793 kann man nicht ſprechen, ohne ſich zu ſchämen. 
Es war ein Lokal wie ein Stall, voll Ungeziefer, ohne Utenſilien und nicht möglich, 
Jemand hineinzubringen. Seit zehn Jahren war nicht Rechnung gelegt.“) 

Laut Rechnung des Spinn- und Spendehauſes für das Jahr 1. März 1787/88 


— der einzigen aus jener Zeit, die aufzufinden, — betrugen: 
Die Einnahmen: 
1. Ueberſchuß der Strohmatten fabrik... AWA ate ge 
2. Feſte Einnahmen der Anftalt (Zinſen, Miethen um . er 
3. Wohlthätige Beiträge aus der Bürgerſchaf . . . . 713 Fl. 
Aus den Kirchenkaſſen .. „ 
Aus den Schaalen bei den iefänäitgen girchenſtünden 2190 11088. 2% 
Summa 1522 Fl. 
Die hl hse 
1. Vorſchuß aus dem Vorjahre. 5 
2. Ausgabe der Verwaltung (Lohn des Hausvoters u. anechts, bahn uſw.) 190 „ 
3. Ausgeſpendete Almoſen an die Armen. . Mr ote Chee 
na, 1483 Fl. 


1) Der Gulden ftand an Silberwerth thatſächlich erheblich unter der heutigen Reichsmark. 
2) Oberbürgermeiſter Mellin's Bericht für den Chroniſten Praetorius. December 1822. 
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Die Kapitalien⸗Verwaltung war hier, wie bei allen milden Stiftungen jener 
Zeit, eine höchſt nachläſſige. Bei der auf Anordnung des nunmehr preußiſchen 
Magiſtrats am 26. Juni 1793 vorgenommenen Prüfung!) ergab ſich folgender 
Vermögensſtand: 


u V „ 743 Gulden 
2. Zinsbare Napituli enn 9600 „ 
3. Rückſtändige Zinſen davon - nn 7 4366 „ 
4. Rückſtändige Grundzinſen und Miethen + | 299 „ 


Zuſammen 15 008 Gulden 

Die Grundſtücke waren zum Theil garnicht mehr vermiethet. Die der 
Kämmerei als Darlehn gegen 5 Prozent geliehenen Kapitalien wurden ſeit lange 
theils garnicht, theils nur mit 3 Prozent verzinſt. 

Es wurde nunmehr ein Etatsentwurf aufgeſtellt, welcher an Einnahme vorſah: 
450 Fl. aus eigenem Vermögen, 100 Fl. Ueberſchüſſe der Strohfabrik, 400 Fl. aus 
den Kirchenkaſten und 260 Fl. aus milden Beiträgen; dagegen in Ausgabe: 
818 Fl. zu Unterſtützungen, 153 Fl. für die Strohfabrik, 110 Fl. für die Beamten, 
Bauten, Heizung uſw. 

Auch hier war demnach die Pflege der Stadtarmen, — das „Spenden“ von 
Almoſen — als die Hauptſache vorangeſtellt. Die Zwangsarbeit („Spinnen“) 
erſchien nur mehr als ein Sicherungsmittel gegen Mißbrauch der Anſtalt. 

Sehr bald trat indeſſen eine grundſätzliche Aenderung ein, herbeigeführt theils 
durch das Eingreifen der ſtaatlichen Verwaltungsbehörden, theils durch die Geſetz— 
gebung des Allgemeinen Landrechts, welches der Stadt ſelbſt die rechtliche Ver⸗ 
pflichtung zur Armenpflege auflegte.”) 

Zufolge dieſer Verpflichtung trat mit dem 1. Januar 1800 eine beſondere 
ſtädtiſche „Armen-Anſtalt“ ins Leben, — d. h. zum erſten Male eine öffentliche 
Armen-Verwaltung, — unter einem „Armen⸗Directorium“. 

Es ſchien nahe zu liegen, das Spinn- und Spendehaus für die Zwecke dieſer 
neuen ſtädtiſchen Armenanſtalt heranzuziehen und die Wirkſamkeit des Spendehauſes 
einfach den neuen Anforderungen entſprechend zu erweitern. Daß dies nicht geſchah, 
lag zunächſt an der damaligen, mißverſtändlichen Auffaſſung des Spendehauſes als 
einer privaten milden Stiftung, anſtatt als einer ſtädtiſchen Anſtalt, die es nach 
Urſprung und Verwaltung unzweifelhaft war. Ausſchlaggebend war indeſſen ferner 
der zufällige Umſtand, daß ſeit 1797 das Spinn⸗ und Spendehaus feiner urſprüng⸗ 
lichen Beſtimmung thatſächlich entzogen war. In dem genannten Jahre wurde es 
aus Anlaß des polniſchen Aufſtandes, zur Einrichtung eines Lazareths für Militair 


1) Es iſt bezeichnend für das Gefühl der Unſicherheit in jener Zeit, daß der bei der 
Reviſion vorgefundene und verſiegelte Baarbeſtand des Spinn⸗ und Spendehauſes, — 743 Gulden — 
erſt am 10. September 1806 entſiegelt wurde. 

2) Theil II, Art. 19, $ 10: Auch Stadt⸗ und Dorfgemeinden müſſen für die Ernährung 
ihrer verarmten Mitglieder und Einwohner ſorgen. Die erſte geſetzliche Beſtimmung irgend eines 
Staates, welche eine ſolche Pflicht als Rechtsgebot feſtſetzte. 7 


und gefangene Aufſtändige herangezogen, womit die Strohmattenfabrik ihr Ende 
erreichte. Später (ca. 1800) wurde das Haus vom Magiſtrat als Gefängniß für 
das ſtädtiſche Patrimonial-Gericht mit 800 Thaler Koſten ausgebaut, weil das alte 
ſtädtiſche Gefängniß, der „Stock“, oder Pauliner Thorthurm, von der Königlichen 
Regierung zu einem Provinzial-Zuchthauſe () beſtimmt worden war. Als Gefängniß!) 
war das Haus im Jahre 1800 noch nicht entbehrlich, und demzufolge trat die 
„Armen⸗Anſtalt“ der Stadt unabhängig vom Spendehauſe in's Leben. 


Nach Lage der Verhältniſſe wandte ſich die Theilnahme der Bürgerſchaft 
ſelbſtverſtändlich von dem veränderten Spendehauſe ab und der Armen-Anſtalt zu, 
welche den ehemaligen Hauptzweck jener erfüllte. Die Sammlungen und Kirchen— 
Collecten floſſen in die Armenkaſſe, an welche überdies das Spendehaus aus ſeinen 
feſten Einkünften einen jährlichen Beitrag von 150 Fl. (= ca. 150 Rm.) leiſten mußte. 


Denn bei der damaligen Zahlungsunfähigkeit der Stadt konnten Kämmerei— 
Mittel im engeren Sinne zu Armenzwecken nicht verfügbar gemacht werden, vielmehr 
ſetzten ſich die Haupt-Cinnahmen der Armenkaſſe zuſammen aus Sammlungen in der 
Bürgerſchaft, Kirchen-Collecten, Beiträge ſämmtlicher milden Stiftungen der Stadt, 
und aus einem jährlichen Zuſchuß aus dem Lotterie-Comtoir zu Danzig von 
500 Thalern, der zum Ausgleich benutzt, und deſſen Ueberſchuß zur Verwendung in 
ſpäteren Jahren aufgeſpart wurde. 

Nach der Rechnung für das Jahr 1800 wurden zur „Armen-Anſtalt“ 
eingenommen: 


a. an feſten Zuſchüſſen von den Haltungen (milden Stiftungen) 1050 Thaler 
(800 von der Teſtament- und Almoſenhaltung, 50 Thaler vom Kranken- 
hauſe, 10 Thaler vom Elendenhauſe, 20 Thaler vom Petri-Pauli⸗, 
20 Thaler vom Magdalenen-Hospital, 150 Thaler vom Spinn- und 
Spendehauſe); 

b. an freiwilligen Beiträgen der Bürger, monatlich fixirt, im Ganzen 
1114 Thaler; 

c. Legate 55 Thaler; 

d. Diverſe 12 Thaler und 

e. von der Lotterie-Collecte in Danzig 221 Thaler, im Ganzen 2452 Thaler. 


. 


1) Der Zuſtand dieſes Gefängniſſes wird durch gelegentliche Bemerkungen in den Aeten — 
meiſt von zufälligen Beſuchern des Hauſes — in geradezu grauenhafter Art geſchildert. Am 
12. October 1802 findet der Seeretär Rittweger bei zufälligem Eintritt in eine Stube „zu ſeinem 
Schrecken“ zwei (anſcheinend geiſteskranke) Schweſtern auf Stroh kauernd, von allen Kleidern 
entblößt, die eine ohne jedes Hemd, die andere mit zerriſſenem Hemd, mit ihren zerriſſenen Unter- 
kleidern zugedeckt, — die eine ſchwer krank und augenſcheinlich dem Tode nahe. Am 15. Januar 1803 
bittet das Stadtgericht ſelbſt um etwas Holz zum Heizen, da bei der großen Kälte den Gefangenen 
Hände und Füße erfrören und ſie ſo Krüppel würden, — was um ſo härter ſei, da Manche nur 
in Unterſuchungshaft ſäßen, ſich zur Zeit auch noch ein ſaugendes Kind im Hauſe befinde. Es 
befanden ſich bis 20 Gefangene, — außerdem der Aufſeher und der Bettelvoigt, — im Hauſe, 
zum Theil leichte Polizeigefangene, zum Theil auch Verbrecher, die zu zehn Jahren Zuchthaus 
verurtheilt waren. Gelegentlich wird feſtgeſtellt, daß der Aufſeher, — wohl behufs Unterſchlagung 
des Verpflegungsgeldes, — Gefangene Wochen lang auf dem Lande umherziehen läßt. 
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Die Ausgaben betrugen 2359 Thaler und zwar: 

a. für Stadtarme in monatlichen Raten 2217 Thaler (für 10 Perſonen 
monatlich je 1 Thaler 10 Groſchen, für 50 je 1 Thaler, für 150 je 
60 Groſchen, oder 2 Mk.); 

b. an außerordentlichen Ausgaben 57 Thaler (an 350 Reiſende je 6, 
ſelten 9, 15, 22 Groſchen), 20 Armenbegräbniſſe, je 60 Groſchen bis 
1 Thaler, zuſammen 14 Thaler 36 Groſchen uſw.; 

c. dem Armenwächter für ¼ Jahre 41 Thaler; 

d. zwei Boten für Einſammeln der Beiträge 40 Thaler; 

e. Papier uſw. 5 Thaler. 

Die freiwilligen Beiträge ſanken indeſſen bald; ſie betrugen: 1800: 1114; 
1801: 1027; 1802: 933; 1803: 916; 1804: 804; 1805: 667; 1806: 484 Thaler. 

Aus den Erſparniſſen vom Lotterie⸗Zuſchuſſe mußten daher 1806 bereits 
1076 Thaler zugeſchoſſen werden. 

Auch die Zuſchüſſe aus den milden Stiftungen verminderten ſich; dagegen 
finden ſich 1806: 110 Thaler Capitalzinſen, und auch ſonſt traten einige neue 
Einnahmen hinzu, jo z. B. eine Luſtbarkeitsſteuer (1806 im Ganzen 7 Thaler, 
nämlich: für einen Ball in einem Gaſthofe 1 Thaler, in der Reſſource 30 Groſchen 
= 1 Ram.), vermögende Bürgerhochzeit 1 Thaler, andere Hochzeit 30 —45 Groſchen, 
„Redoute“ 45 Groſchen (= / Thaler ). Vom Einſchreiben von Lehrlingen je 
45 Groſchen (1806 im Ganzen nur 9 Burſchen). Aus dem Opferftod auf der 
Brücke 2 Thaler 15 Groſchen. 

Ende 1806 (Krieg!) hörten alle Einnahmen von ſelbſt auf, „weil Jeder mit 
Einquartierung und Laſten hinlänglich zu thun hatte und weiter keine Beiträge leiſten 
konnte“ (Anmerkung in der Rechnung für 1. Auguſt 1809 — Ende December 1810). 
„Die Straßenbettelei nahm ihren Anfang und dauerte bis zum Jahre 1809, wo 
alsdann, weil ſolche ſo ſtark überhand nahm, ſolche einigermaßen zu hemmen, mit 
dem Monat Auguſt eine freiwillige Subſeription von Armen-Beiträgen veranſtaltet 
wurde, die ihren Fortgang bis Ende Januar 1811 hatte, und wozu die kleinen Ein⸗ 
nahmen an Polizeiſtrafen, Luſtbarkeiten uſw. zur Hülfe genommen wurden.“ 

Vom 1. Auguſt 1809 bis 1. Januar 1811 gingen ein: 1088 Thaler 
Sammelgelder, 32 Thaler Polizeiſtrafen, 103 Thaler Muſikzettel und für Vorſtellungen. 
Die Ausgabe auf Stadtarme betrug 1138 Thaler. Durch den Krieg wieder untere 
brochen, wurde die „Armen-Anſtalt“ erſt im Jahre 1817 wieder in's Leben gerufen. 

Am 17. Auguſt 1817 trat eine „Armen-Direction“ aus 2 Stadtver- 
ordneten und 7 Biirgerdeputirten (je 1 aus jedem Quartier) ins Leben, und damit 
begann die bis heute fortgeſetzte Armenverwaltung, — zunächſt freilich auch noch 
zumeiſt in der alten Art, mit freiwilligen Beiträgen, Zuſchuß der Lotterie uſw. 

Im erſten Jahre, 1. Auguſt 1817/18, betrugen die Einnahmen 2874 Thaler 
(1845 Thaler Beiträge, 158 Thaler Muſikzettel, 150 Thaler Extraordinaires, 
625 Thaler aus dem Lotteriefonds; die Ausgabe: 2755 Thaler (für Arme 2402 Thaler, 
Gehalte 208 Thaler, Begräbniſſe 42 Thaler, Reiſende 75 Thaler uſw.). 
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Der Armendirection wurde jetzt das „Spinn- und Spendehaus“ unmittelbar 
mit unterſtellt, ſodaß das vom J. Juni 1829 ab beginnende Protokollbuch über die 
allmonatlich ſtattfindenden Conferenzen für Armen-Verwaltung und Spendehaus 
gemeinſchaftlich geführt wurden. Die von der monatlichen, etatsmäßigen Ausgabe 
für Armenzwecke erſparten Beträge wurden jedesmal, — mit 9, 8, 5, 4 Thaler uſw. 
— dem „Arbeitshauſe“ „zur Erziehung verwahrloſter Kinder“ überwieſen. Uebrigens 
aber blieb die Anſtalt jetzt, wie ſeit dem Jahre 1800, weſentlich ein Gefängniß. Die 
„verwahrloſten Kinder“ befanden ſich mit den Gerichts- und Polizeigefangenen 
vereint, wie denn ſchon ſeit dem Jahre 1800 neben Strafgefangenen gelegentlich auch 
einige Hülfsbedürftige im Hauſe erwähnt wurden. 


Daß dieſer Zwitter-Zuftand unhaltbar fei, hatte der Magiſtrat ſchon vor 
dem Kriege erkannt, ſeitdem im Jahre 1800 der Stadtjuſtizrath Zicks damit beauftragt 
worden war, ſämmtliche „Haltungen“, — d. h. milde Stiftungen — zu ordnen und 
mit der Kämmerei auseinander zu ſetzen. 


Damals hatte man ſchließlich (1805) für das Spinn- und Spendehaus die 
Umgeſtaltung in eine Zwangs- und Arbeitsanſtalt für Polizeigefangene und leichte 
Verbrecher in's Auge gefaßt, und es war der Weſtpreußiſchen Kriegs- und Domänen⸗ 
Kammer unter dem 1. October 1805 ein vollſtändiger, auf durchſchnittlich 10 Sträf- 
linge berechneter, dreijähriger Haushaltsplan unterbreitet, welcher, auf Grund zehn⸗ 
jähriger Durchſchnittsſätze, folgende Einnahmen annahm: 


J. Grundzinſen . ET a 5 Thaler 
2. Feſter Beitrag der damen daga BRETT AR Ben 
3. Capitalzinſen a. fihere . . - un BETON up 

Demi? due ee DREIER 
W TEE BEE EN N EN 98 
5. Collectengelder aus den Kircheeeeeeeee nas 6 
8. Würgervechtsgede e . DU A Be 
7. Gebühren von Dienſtbüchern!) .. emen a S 
8. Arbeitsertrag der Gefangenen (4 Groschen gi „ eee 15 
9. Beitrag aus dem „Malefiz-Fondses HERE, TE 


Zuſammen 528 Thaler 


wovon indeſſen nur 422 Thaler 7 Groſchen 9 Pf. als ſicher bezeichnet werden. 
Gegenüber der vorgeſehenen Ausgabe von 644 Thalern blieb ein Defizit von 
106 Thaler zu decken, obwohl für Bekleidung, Wäſche, Reinigung und Medizin 
nichts ausgeworfen war, weil dieſe Ausgaben „theils, bei der Kürze des Aufenthalts, 
für überflüſſig zu erachten, theils vom Krankenhauſe unentgeltlich zu leiſten ſeien.“ 
Bevor dieſer Etatsentwurf die Genehmigung der Königl. Regierung erhalten hatte, 
brach der Krieg herein, in welchem das Spinn- und Spendehaus ſchließlich 


1) Dieſe, ausdrücklich für die Armenpflege ausgeſetzten Beträge, wurden hier alſo unbedenklich 
für die Zwecke des Gerichtsgefängniſſes in Anſpruch genommen. 


— 


—— 


— — 
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(18131814) während der Belagerung, ſogar als Mehlmagazin dienen mußte.“) 
Die Einnahmen gingen ſehr ſpärlich ein und wurden größtentheils zu Almoſen an 
Stadtarme verwendet. Nach dem Friedensſchluſſe wurden zunächſt (1822) auch das 
ſtädtiſche Krankenhaus und das Clenden-Hospital, deren eigene, vorſtädtiſche Gebäude 
zerſtört worden waren, in das Grundſtück Neuſtadt Nr. 266 verlegt, ſodaß das Spinn⸗ 
und Spendehaus fic) auf drei Zimmer, — darunter die Wärterſtube — beſchränkt ſah. 


Von 1822— 1828 befanden fic) alle drei Anſtalten in dem engen dumpfen 
Hauſe. Endlich wurde das Haus ganz dem ſtädtiſchen Krankenhauſe abgetreten, — 
für diejenigen 1342 Thaler, welche der Fiskus für die abgebrannten Grundſtücke des 
alten Krankenhauses und Elenden-Hospitals damals als Entſchädigung gezahlt hatte. 


Die Einnahmen des Spinnhauſes waren inzwiſchen großentheils capitaliſirt 
worden, und ſo konnte Bürgermeiſter Mellin unter dem 23. November 1825 dem 
Gemeinderath mittheilen, daß ſeit ſeinem Dienftantritt (1. October 1817), bei dem 
Spinn- und Spendehauſe außer den alten Stamm-Capitalien von 2886 Thalern noch 
2899 Thaler erſpart feien,2) wozu noch 425 Thaler Entſchädigung für die zum 
Jacobs⸗Fort abgetretenen vorſtädtiſchen Wieczorek 'ſchen Grundſtücke der Anſtalt, — 
von 7 Morgen 165 U Ruthen — treten würden. 


Auf dieſe Mittel geſtützt, ging die Stadt nunmehr an die ſeit lange noth⸗ 
wendige Neugeſtaltung der Anſtalt heran. Auf Mellins Antrag beſchloß der 
Gemeinderath, das damals der Teſtament- und Almoſenhaltung zugeſchlagene, wüſte, 
früher vom „Neuſtädtiſchen Hochzeitshauſe“ eingenommen geweſene Grundſtück 
Neuſtadt (Markt) Nr. 213 mit einem ganz neuen, auf 5375 Thaler veranſchlagten 
Gebäude für die Anſtalt zu bebauen.) Zum Bau ſollten verwendet werden: 
a. 700 Thaler erſparte Armengelder der eingegangenen alten Armenanſtalt, 
b. 1342 Thaler Werth des alten Grundſtücks und e. 2917 Thaler eigene Gelder 
der Anſtalt, — zuſammen 4959 Thaler, ſodaß alsdann der Anſtalt, zum Be— 
triebe noch 2850 Thaler und — einſchließlich einiger Grundzinſen — 195 Thaler 
7 Sgr. feſte Einnahmen verblieben. 


Erſt am 25. Januar 1828 fand ſich ein Maurermeiſter (Scholz) bereit, den 
Bau für den herabgeſetzten Anſchlag von 4951 Thaler auszuführen, und ſchon unter 
dem 24. December 1828 konnte der Magiſtrat das Publikum auffordern, dem 
neuen „Arbeitshauſe“ Arbeiten zuzuweiſen. Am 29. November 1828 war der 
„ſehr taugliche“ Halbinvalide Unteroffizier Schulz als Hausvater angenommen und 


1) Die Verwaltung des Gefängniſſes vor dem Jahre 1814 war überaus erbärmlich, weil 
das nunmehr (1809) ſtaatlich gewordene Gericht Gefangene unbeſchräukt in das Haus legte, die 
Rb ge Regierung aber zur Gewährung von Staatszuſchüſſen für die Verpflegung nicht zu 

ewegen war. 

2) Zum Theil dadurch, daß die Verwaltung die Almoſenempfänger beim Feſtungsban 
anftellte und den Lohn zur Stiftungskaſſe einzog, ſonſt auch durch Beitreibung rückſtändiger Zinſen uſw. 

) Der Platz hatte bis dahin 10 Thaler Miethe gebracht und wurde dem Armenhauſe 
unentgeltlich überwieſen. Er blieb indeſſen im Grundbuche auf den Namen der Teſtament⸗ und 
Almoſenhaltung eingetragen, und deshalb, — alſo eigentlich zu Unrecht — erhielt dieſe Haltung 
im Jahre 1882 den Kaufpreis für das Haus (vergl. Waiſenhaus). 
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mit 5 Häuslingen eingezogen,!) und unter dem 14. December 1839 hatte der 
Magiſtrat in Form eines „Regulativs“ eine Art von Verwaltungsordnung gegeben, 
nach welcher in die Anſtalt aufgenommen werden ſollten: 


I. Obdachloſe, Gebrechliche, Bettler uſw., die wegen Neigung zum 


. 


Trunk nicht mehr im Stande ſind, außerhalb einer Anſtalt zu beſtehen, 
die jedoch noch zu gewiſſen Arbeiten fähig ſind. 


Dieſe ſollten dauernd, unter Verſchluß, im Hauſe bleiben und für 
Rechnung der Anſtalt arbeiten und verpflegt werden. Zur Arbeit waren 
15, zur Erholung 2, zum Schlafen 7 Stunden beſtimmt. Die Beköſtigung 
ſollte beſtehen in ¾ Pfund Roggenſchrotbrod und täglich einem warmen 
auskömmlichen Eſſen, dazu drei Mal wöchentlich / Pfund Fleiſch, bei 
ſchwerer Arbeit / mehr. Kinder unter 14 Jahren überall / hiervon 
An Koſtgeld erhielt der Aufſeher 2 Sgr. (0,20 Rm.) und bei Kindern 
1 Sgr. 4 Pf. (0,13 Rm.) bezw. ¼ mehr. 

Für regelmäßiges Wechſeln der Leib- und Bettwäſche (8 Tage bezw. 
6 Wochen) wurde geſorgt. 


Stadtarme, welche nur im Hauſe arbeiten und ihren Arbeitslohn 
wöchentlich aus der Anſtaltskaſſe erhalten. 


Die ganze Anſtalt ſtand unmittelbar unter der ſtädtiſchen Armendirection, 
welche beſtimmte, wer in Klaſſe I und II aufzunehmen ſei, und welche zugleich die 
beim ſtädtiſchen Armenfonds erſparten Beträge dem Armenhauſe nach Bedürfniß 


überwies. 


Der armenpflegliche Zweck der Anſtalt war hier alſo ſchärfer als im 


vorigen Jahrhundert betont, immerhin aber der unklare Character der Anſtalt, — 
halb Siechen: und Armenhospital, halb Beſſerungsanſtalt, — nicht durchaus beſeitigt. 


Nach dem Etat der Jahre 1832/34 ſollte betragen: 


Die Einnahme: 


1. Beſtand aus dem eren EHE 7 Thlr. 28 Sgr. 11 Pf. 
2. Capitalzinſen UE ih rer ee Tun 
3. Grundzinſen u a er ee 
4. Einnahme an Burgerrechtsgeldern ae he Ra “say de ie asa 
5. Erſparte Armenkoſten (aus dem Armenjouds) ee ee ene 
6. Beitrag der Armenkaſſe zur 3 von 

12 verwahrloſten Kindern . . . . FFC 
7. Geſchenke „für die iti u, ara b RIVED eg Ov eae 
8. Insgemein E 


Zuſammen 349 Thlr. 29 Sgr. 5 Pf. 


1) Er wurde 1837 wegen Unzucht mit den weiblichen Häuslingen und wegen ſonſtiger 
grober Ungehörigkeiten entlaſſen. 


— — te, 
— u 


— — 
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Die Ausgabe: 


1. Gehalt des Verwalters (Rechnungsführers . . 11 Thlr. 7 Sgr. 6 Pf. 
* Gehalt des Auſfehee s 80 „— — 
% Bauen und Nenn „n 
—— »» mes „ 
5. Beköſtigung von 15 Kindern 181 „ 26 ſ„ẽ — „ 
6. 6 Hane 86 e me 
7. 8 der polizeilich ſiſtirten Bettler. .. 87 7 Bath et 
8. Kleidung der Kinder ee OSes Bvt 6 
9. Kleidung der Häuslinggne S t e sree 
rief 0 en 

Zuſammen 472 Thlr. 23 Sgr. — Pf. 


Es war alſo ein Defizit abzuſehen. In Wirklichkeit betrug gleich im 
Jahre 1832 die Ausgabe 692 Thaler und es mußten außerordentliche Zuſchüſſe 
gewährt werden, um das Gleichgewicht herzuſtellen. 

Trotzdem entſprach die Anſtalt den an ſie geknüpften Erwartungen der 
ſtädtiſchen Behörden. Die Beſchlüſſe des Armendirectoriums ſprechen ſich wiederholt 
über die zweckmäßige, nützliche Verwaltung aus, und da ſich Bitten um Aufnahme 
in das Haus bei den Acten befinden, ſo muß die Verpflegung wirklich erträglich 
geweſen ſein. 

Schon im Jahre 1829 beantragte das Armendirectorium, noch das Haus 
Neuſtadt 212 anzukaufen (für 800 Thaler) und die Anſtalt auf 60 Betten zu 
erweitern. Dieſer Antrag wurde jedoch abgelehnt und bald darauf — im Jahre 1832 
— mußte das Armenhaus ſogar ſein ſchönes neues Haus dem neugegründeten 
ſtädtiſchen Waiſenhauſe einräumen und in das für dieſes kurz vorher erbaute engere 
Haus Neuſtadt Nr. 208 überſiedeln. 

Die Bequemlichkeit der geſchloſſenen Armenverwaltung, und auch der Zwang 
der Noth, hatten die Behörden — ausweislich jenes Voranſchlags — beſtimmt, neben 
erwachſenen Armen auch hilfsbedürftige („verwahrloſte“) Kinder dem Armenhauſe 
zu überweiſen. 

Im Jahre 1830 waren deren ſchon 15 im Hauſe, deren Verpflegung monatlich 
20 Thaler koſtete, und in Folge der ſchweren Cholera-Seuche (1831) ſtieg deren 
Zahl, ſo im Jahre 1838 auf 22 neben 14 Erwachſenen. 

Schon damit war thatſächlich eine Aenderung in dem früheren, mehr zucht⸗ 
hausartigen Character der Anſtalt angebahnt; dieſe Aenderung wurde ſodann durch 
äußere Einflüſſe beſchleunigt. 

1 Um nämlich die zur Erweiterung der Anſtalt erforderlichen Mittel flüſſig zu 
machen, mußte am 16. Oktober 1829 die Genehmigung der Königl. Regierung 
angegangen werden.“) 


Als nämlich 1821 die neuen Steuergeſetze in Kraft traten, war die bis dahin unter dem 
Namen „Servisbeitrag“ (zur Rauchfangſteuer von 2839 Thaler 22 Sgr. 6 Pf.) geleiſtete Abgabe 
der ſtädtiſchen Grundbeſitzer mit 4206 Thaler 4 Sgr. 6 Pf. bereits an die Staatskaſſe abgeführt 
geweſen. Dieſelbe wurde zurückerſtattet, von den ſtädtiſchen Behörden aber nicht an die Steuer⸗ 


14 


Die Regierung unterzog aus dieſem Anlaſſe die Stiftung und ihre Verwaltung 
einer eingehenden Erörterung und ließ dieſelbe auch mehrfach durch Commiſſare revidiren. 

Dabei zeigten ſich denn ſchwere Mißſtände, die zumeiſt in der altübernommenen 
unnatürlichen Verquickung ſtrafpolizeilicher mit rein armenpfleglichen Zwecken ihren 
Grund hatten, zum Theil auch durch eine überlieferte Geſchäftspraxis verſchuldet 
waren, welche der geltenden Geſetzgebung und den geläuterten Anſchauungen der 
Neuzeit nicht mehr entſprachen. 

Die Regierung rügte es in wiederholten Erlaſſen — vom 22. November 1829 
(2130 Novbr. N.), vom 5. Januar 1830 (2392 Decbr. N.), 28. Juni 1831 
(267 Juni N.) und 10. November 1831 (1487 October N.) — auf das Schärfſte, 
daß der Magiſtrat in vielen Fällen ſich der willkürlichen Freiheitsberaubung ſchuldig 
gemacht, Perſonen ohne Urtheil und Recht Jahre lang in der Zwangsanſtalt ges 
halten und dies ungeſetzliche Verfahren durch das „Regulativ“ ſcheinbar legaliſirt 
habe, ohne hierzu die Genehmigung der Regierung einzuholen. 

Es wurde weiter gerügt, daß Weiber und Männer, Erwachſene und Kinder, 
Züchtlinge und Arme, Geſunde und Kranke, in dem Hauſe ungetrennt mit einander 
verkehrten, und daß insbeſondere die Erziehung der (17) Kinder, — unter dem 
Vorwande, daß dieſe „verwahrloſt“ ſeien, — ſich auf einen rein äußerlichen Zwang 
zu gewiſſen Beſchäftigungen beſchränke: das Haus ſei thatſächlich eine Gefangenen— 
Anſtalt, nicht eine Erziehungs- Anſtalt für die Kinder. Es würde weit beſſer und 
dabei billiger ſein, die Kinder bei guten Leuten unterzubringen. Der Magiſtrat 
möge die Zwangsarbeiter entlaſſen, oder in die Beſſerungsanſtalt nach Graudenz 
überführen, und das Haus als eine blos freiwillige Armenanſtalt, unter ſtrenger 
Trennung der Kinder von den Erwachſenen ordnen. Dabei ſeien die eigenen Ein⸗ 
künfte der Stiftung ſtrenge einzuhalten, da die Regierung Zuſchüſſe aus ſtädtiſchen 
Mitteln nicht genehmigen würde. 

Der Magiſtrat machte dagegen geltend, daß es nicht anginge, die Kinder in 
Privatpflege unterzubringen, weil ſie da zu ſchlecht gehalten würden. Da inzwiſchen, 
durch die angeordneten Entlaſſungen, die Zahl der erwachſenen Zöglinge ſich ſehr 
verminderte, ſo wurde die Anſtalt bereits 1832 aus ihrem großen Hauſe, Neuſtadt 
Nr. 213, nach dem kleinen Hauſe Neuſtadt Nr. 208 verlegt, während das in 
letzterem wenige Jahre vorher eingerichtete ſtädtiſche Waiſenhaus nach Neuſtadt 
Nr. 213 zog. 

Bei der großen Zahl bedürftiger Kinder, — namentlich in Folge der 


zahler abgeführt, ſondern als Reſervefonds der jungen ſtädtiſchen Feuer⸗Sucität (ſeit 1. Januar 1822) 
überwieſen, mit der Beſtimmung, daß das Kapital nöthigenfalls auch zur Verzinſung der ſtädtiſchen 
Obligationen (100000 Thaler), — in Nothfällen heranzuziehen ſei (Gemeinderathsbeſchluß vom 
2. April 1824). Inzwiſchen hatte, bis zum Jahre 1829, die Feuer-Sucität ein Reſerve⸗Kapital 
von 19489 Thaler ſelbſt geſammelt, und die ſtädtiſche Schuld war bis auf 35000 Thaler getilgt. 
Nunmehr ſollten die erſparten Zinſen jener Summe, — 1553 Thaler 5 Sgr. — mit 950 Thaler 
zur Erweiterung des Armenhauſes, mit 603 Thaler zur Schulkaſſe fließen. Die Regierung 
genehmigte das ſchließlich nur, nachdem der Gemeinderath ſich verpflichtet hatte, alle etwa geltend 
u machenden Forderungen der 1821 Steuer zahlenden Hauseigenthümer zu befriedigen. Nach 
Aufgabe des Erweiterungsplans wurden die Zinſen jener 4206 Thaler zeitweilig zur Ausgleichung 
des Armenhaus-Etats herangezogen. 


— > 
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ſchweren Cholera-Seuchen, — war das Haus Neuſtadt Nr. 208 von vornherein 
überfüllt, und ſchon in den Jahren 1833/34. bezeichnete der Magiſtrat die Zuſtände 
für unhaltbar und machte Vorſchläge zur Abhülfe durch Bau eines großen Waiſen— 
hauſes an der Stelle des heutigen Gymnaſiums, — Neuſtadt Nr. 24.1) Die 
Stadtverordneten-Verſammlung lehnte dies jedoch als „keineswegs zeitgemäß und 
nothwendig“ ab,?) und jo. verblieb die Anſtalt einſtweilen dort, wobei nur, — noth- 
gedrungen — die Zahl der erwachſenen Häuslinge mehr und mehr abnahm. 

Inzwiſchen hatte der Magiſtrat, — dem Drängen der Armen-Direction 
folgend, — dex Königl. Regierung gegenüber an der Idee der Zwangsarbeit, als 
„der unerläßlichen Ergänzung der öffentlichen Armenpflege“, zähe feſtgehalten. Als 
im Jahre 1838 ein förmliches Verwaltungs-Statut ausgearbeitet und der Königl. 
Regierung zur Genehmigung eingereicht wurde, waren darin die Grundſätze des 
Regulativs vom 14. Dezember 1829 faſt unverändert aufgenommen, und nur eine 
ſtrenge räumliche Trennung der verſchiedenen Arten von Häuslingen vorgeſehen 
Mit dieſer Maßgabe genehmigte ſchließlich auch die Regierung das Statut. 

Nach dieſem, vom 1. December 1829 datirten Statut, welches dem Namen 
nach bis zum Erlaſſe der Verwaltungsordnung vom 16. März 1888 in Geltung 
geblieben iſt, ſollten . 

a. in das „Armenhaus“ nur „ſittlich verwahrloſtle Kinder“ — d. h. 
Kinder verkommener Eltern, — und außerdem, von den Kindern 
räumlich getrennt, verarmte weibliche Perſonen aufgenommen werden, 

b. dagegen in das „Armenhaus“, welches in einem Nachbarhauſe einzu⸗ 
richten, jedoch von jenem Hauſe aus mit zu verwalten ſei, „Stadtarme, 
Arbeitsloſe, gemeinſchädliche Herumtreiber, Trunkenbolde und arbeitsſcheue 
Individien männlichen Geſchlechts, namentlich die auf öffentlichen Plätzen 
ohne Arbeitsſchild herumſchweifenden Tagelöhner. 

Die zwangsweiſe Einſetzung folder Perſonen auf 3— 14 Tage durch bloße 
Verfügung des Magiſtrats (Polizei) war nunmehr von der Königl. Regierung 
genehmigt worden. 

Die Aufſicht, Hausverwaltung und Beköſtigung, ſowie die Erziehung der 
Kinder behielt ein „Hausvater“ unter einer beſonderen, vom Armendirectorium abge- 
zweigten ſtädtiſchen „Armenhaus-Deputation“, — beſtehend aus einem Magiftrats- 
Mitgliede, einem Geiſtlichen jedes Bekenntniſſes, einem Arzte und acht Bürger— 
mitgliedern. — Ueber die Aufnahme in das Haus entſchied der Magiſtrat, bezw. 
das Armendirectorium. 

Der zwieſpältige Character der Anſtalt, und die Enge des Raumes hinderten 
zunächſt eine gedeihliche Entwickelung. Die Kinder konnten vor dem verderblichen Einfluſſe 
der Häuslinge nicht wirkſam geſchützt werden, und es ift bezeichnend, daß im Jahre 1854 eine 
beſondere Tracht für die Kinder eingeführt wurde, „um dem Unfuge des Bettelns durch die 


) Zeichnung und Anſchlag auf 4000 Thaler Bl. 22 ff. der Acten „Bau eines Armen⸗ 
hauſes“, Kl. III. Sect. 8 Nr. 8 Vol. I. 
2) Ebenda. Bl. 27V. 
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Kinder des Armenhauſes gründlich Einhalt zu thun.“ Im Jahre 1854, als die 
zum „Arbeitshauſe“ gemiethete Zwangsſtube im Nachbarhauſe Neuſtadt 207 gekündigt 
wurde, fanden die letzten — drei — Häuslinge ſogar wieder Aufnahme im Armen⸗ 
hauſe ſelbſt. Doch wurden ſeitdem erwachſene Häuslinge nur in geringer Zahl, — 
zur Leiſtung häuslicher Arbeiten — im Hauſe gehalten. 

Inzwiſchen hatte der Magiſtrat ſeit dem Jahre 1843 wiederholte Verſuche 
zur Abſtellung der beſtehenden Uebel gemacht. 

Die rieſige Zunahme der Vagabunden in Folge einiger Nothjahre, — die 
Unzulänglichkeit der Polizeigefängniſſe im Rathhauſe, welche damals auch noch 
Gerichtsgefangene beherbergen mußten, und endlich das Geſetz vom 21. Mai 1855, 
welches eine polizeiliche Freiheitsentziehung gegenüber gewiſſen verkommenen Perſonen 
zuließ, boten den äußeren Anlaß, namentlich die früher in dem „Arbeitshauſe“ 
verfolgten Zwecke aufs Neue in's Auge zu faſſen und führten endlich, 1859, zu 
einem Antrage an die Stadtverordneten-Verſammlung, an der Stelle der neuſtädtiſchen 
Schule, Neuſtadt Nr. 176/7, aus Mitteln des Depofital-Verwaltungsfonds') ein 
neues Arbeitshaus für 60 Perſonen zu errichten, verbunden mit einer Volksküche 
für 200 Perſonen, und ſo, daß neben den Armen auch Penſionäre Aufnahme 
finden könnten. 

Unter dem lebhaften Proteſt des ev. Pfarrers Geſſel, welcher, als Bericht- 
erſtatter der Commiſſion, das Verwaltungs⸗Statut für die neue Anſtalt entworfen 
hatte, wurde zugleich vorgeſchlagen, daß mit dieſem neuen Arbeitshauſe das alte 
Armenhaus, als Erziehungsanſtalt für Kinder, verbunden bleiben ſollte, „weil es 
ganz der urſprünglichen Abſicht der Stiftung entſpreche, die Erziehung der Kinder der 
Regel nach nur als verwahrloſte anzuſehen.“ ) 

Die Stadtverordneten konnten ſich indeſſen von der Zweckmäßigkeit dieſer 
Vorſchläge, bei der Enge des Grundſtücks Neuſtadt Nr. 176/77, nicht überzeugen 
und lehnten demnächſt auch einen vorgeſchlagenen Ausbau des Junkerhofes ab; doch 
wurde ſchließlich, 1861, das Grundſtück Neuſtadt Nr. 216 (Hospitalſtraße) zur 
Erweiterung der Anſtalt aus Mitteln des Depoſital⸗-Verwaltungsfonds — für 
461 Thaler — angekauft und für 2800 Thaler ausgebaut. Als ſodann im 
Jahre 1868, in Folge von Ueberfüllung des Krankenhauses, eine Zweiganſtalt des— 
ſelben in das Haus Neuſtadt 216 gelegt wurde, räumte man das numehr weitaus 
zu enge Haus Neuſtadt Nr. 208 dem neu gegründeten Diakoniſſen⸗Krankenhausverein 
(für 100 Thaler Miethe) ein und verlegte das Armenhaus nach dem mit 218 Thaler 
Koſten oberflächlich umgeſtalteten alten Schulhauſe Neuſtadt Nr. 176/77, welches 
durch den Neubau der Knaben⸗Mittelſchule (1867) damals verfügbar geworden war. 

Hier befanden ſich zunächſt etwa 35 Kinder und ca. 7 erwachſene Arme im 
Hauſe. Um die aus dieſem Zuſammenleben unvermeidlich entſtehenden übeln Ein- 
flüſſe auf die Kinder auszuſchließen, wurde endlich, im Jahre 1882, auf Antrag des 
Stadtrath Delvendahl endgültig beſtimmt, daß Erwachsene nicht mehr aufzunehmen 


1) Vergl. darüber Geſchichte des Wilhelm⸗Auguſta⸗Stifts (Siechenhauſes). 
2) Bit, 216 ½ der Acten „Reform des Arbeitshauſes“ Kl. III Sect. 8 Nr. 11 Vol. I. 
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und für die ſchweren häuslichen Arbeiten Dienſtboten anzunehmen ſeien. Am 
4. September 1882 verließ der letzte erwachſene Arme das Haus. 

Fortan wurden etwa 40 Kinder, — Halbwaiſen oder Kinder armer, ins— 
beſondere verkommener Eltern, — im Hauſe erzogen. Die Räume des Hauſes waren 
jedoch ſehr enge, und als ſeit dem Jahre 1882 die ägyptiſche Augenentzündung 
endemiſch in demſelben zu herrſchen begann, wurde der Wunſch rege, auch dieſe 
Erziehungsanſtalt, — wie im Jahre 1881 das ſtädtiſche Waiſenhaus — auf die 
Vorſtadt zu verlegen. Der Gedanke, alle Kinder in Privatpflege zu geben, mußte 
ſchließlich, trotz vieler Vortheile, die er bot, aufgegeben werden, weil es, bei den 
engen Wohnungsverhältniſſen, unmöglich war, die erforderliche Anzahl von guten 
Pflegeſtellen zu finden. Die übeln Erfahrungen bei Unterbringung der Pflegekinder 
gaben vielmehr Veranlaſſung, eine Vergrößerung der Anſtalt in's Auge zu faſſen. 

So beſchloſſen denn auf Antrag des Oberbürgermeiſter Wiſſelinck am 28. Juli 
und 5. Auguſt 1885 Magiſtrat und Stadtverordnete, auf der Bromberger Vorſtadt, 
in der Nähe des neuen Waiſenhauſes, an ſonniger, gut ventilirter und doch geſchützter 
Stelle ein neues, auf mindeſtens 60 Kinder berechnetes Anſtaltsgebäude zu errichten. 
Dies geſchah ſodann in den Jahren 1885 und 1886 durch den Stadtbaurath Rehberg 
nach eigenem Plane, wobei der Kanal der eben damals fertig geſtellten Kavallerie— 
Kaſerne zur Abwäſſerung benutzt wurde.“ 

Die Koſten des Baues, 56890 Mk. und einige Nacharbeiten, wurden theils 
aus dem Kaufpreiſe für das alte Haus Neuftadt 176/7 gedeckt, — welches die 
Kämmerei für 23779 Mk. übernahm und zur Innungsherberge überwies, — theils 
durch eine mit 4 Prozent (jetzt 3 Prozent) verzinsliche, mit 1 (bezw. 11/5) Prozent 
und erſparten Zinſen tilgbare Anleihe bei der ſtädtiſchen Sparkaſſe mit 33300 Mk. 

Am 2. November 1886!) wurde das neue Haus feierlich bezogen. Der neue 
Haushaltsplan ſah 56 Zöglinge vor, und es wurde demgemäß die Geſammtausgabe 
auf 11665 Mk., der Zuſchuß aus der Kämmerei auf 10123 Mk. jährlich erhöht. 
Durch Auffahren großer Maſſen guten Bodens (mit 500 Mk. Koſten) wurde ſodann 
auch ein Obſt⸗, Gemüſe⸗ und Spielgarten für die Kinder hergerichtet. 

Da das alte „Statut“ auf die Anſtalt in ihrer neuen Geſtalt, — die nun 
ſachgemäß den Namen „Kinderheim“ erhielt, — in keiner Weiſe paßte, ſo erließ der 
Magiſtrat am 16. März 1888, mit Zuſtimmung der Stadtverordneten, eine neue 
Verwaltungsordnung. Dieſelbe wurde zunächſt nur probeweiſe in Kraft geſetzt, im 
Jahre 1891 aber, mit unerheblichen Aenderungen, endgültig beſchloſſen und nach— 
ſtehend in den Druck gegeben. 

Der Ordnung wurden in gleicher Weiſe das Waiſenhaus und das Kinderheim 
unterworfen, und zugleich wurden beide Anſtalten einer und derſelben Verwaltungs— 
Deputation, zunächſt unter Vorſitz des Stadtraths Engelhardt, als Vorſitzenden des 
Armen-⸗Direktoriums, unterſtellt, um jo möglichen Reibereien zwiſchen beiden An— 
ſtalten vorzubeugen. 


ay Am 11. Juni 1886, — Hochzeitstag Kaiſer Wilhelms I. — wurden hier ſowohl, wie 
im Wilhelm⸗Auguſta⸗Stift feierlich Urkunden in den Grundſtein verſenkt. 


Die Ordnung verleiht den Hausvätern!) eine würdigere, ſelbſtſtändigere 
Stellung, führt einen Schulmann als Erziehungs⸗Vorſteher ein, läßt ein Verweilen 
der Zöglinge im Hauſe über das 14. Jahr hinaus zu, führt eine geordnete Controlle 
der entlaſſenen Zöglinge bis zur Großjährigkeit ein und ſucht ſo die Anſtalt 
erziehlicher, freundlicher und beweglicher zu geſtalten. 

Die Beköſtigung der Zöglinge wurde durch eine genaue Speiſe-Ordnung auf 
klein⸗bürgerlichem Fuße in der Art geordnet, daß genau vorgeſchrieben wurde, wie 
oft ein beſtimmtes Gericht, in beſtimmt bemeſſener Zuſammenſetzung, in jedem Jahre 
gereicht werden müſſe, und daß eine beſondere Controlle hierüber durch Anſchlag im 
Hauſe hergeſtellt wurde. 

Um auch die entlaſſenen Zöglinge väterlich unterſtützen zu können, wurde, — 
zur Ergänzung der ſeit lange beſtehenden Prämien-Stiftungen, — durch Gemeinde- 
beſchluß vom 26. April 1889 ein beſonderer „Fonds zur Unterſtützung entlaſſener 
Zöglinge des Kinderheims und Waiſenhauſes“ errichtet, deſſen Zinſen von der 
Waijenhaus-Deputation über die geſetzlichen und ſtatutariſchen Verpflichtungen hinaus 
zum Beſten der entlaſſenen Zöglinge verwendet werden. Dieſer Fonds iſt binnen 
1½ Jahren durch Geſchenke und Zuwendungen auf über 2200 Mark angelaufen. 
Eine weitere Vermehrung deſſelben, und überhaupt Stiftungen zur Förderung der 
Kinder über die Grenzen der Armenpflege hinaus, — z. B. zur Ausſtattung ehe⸗ 
maliger Zöglinge bei der Hochzeit, oder bei der Gründung eines eigenen Gewerbes, — 
ſind jedoch dringend zu wünſchen und würden unzweifelhaft auch ſchon die Kinder in 
den Anſtalten ſelbſt ermuthigen und anſpornen. 


1) Hausväter im Armenhaus-Kinderheim waren: von 1828—1837 der Halbinvalide Unter- 
offizier Schulz, 1837— 1859 der Fleiſchermeiſter Wendiſch, von 1859 ab der Sattlermeiſter Horſt, 
deſſen Wittwe nach Horſt's Tode (+ 12. 9. 1882) im Hauſe belaſſen wurde. Am 1. Oktober 1889 
traten die Tiſchlermeiſter Logan'ſchen Eheleute (bisher im Waiſenhauſe) das Amt an. 


Il. Geſchichte 


ſtädtiſchen Waiſenhauſes 
und 


der Teſtament- und Almoſenhaltung. 


Das heute als ſelbſtſtändige ſtädtiſche Anſtalt beſtehende Waiſenhaus iſt aus 
der Teftament- und Almoſen-Haltung entſprungen. 

Auf die Geſchichte dieſer Haltung muß daher hier zurück gegangen werden. 

Die Teſtament⸗ und Almoſenhaltung (d. h. die ſelbſtſtändige, beſonderen 
„Haltern“-Verwaltern übertragene Verwaltung der milden Vermächtniſſe und der 
Almoſen) wird in ihrem älteſten Rechnungsbuche zurückgeführt auf eine Einrichtung 
vom Jahre 1562. 

Am 30. Februar 1559 hatte der Bierbrauer Felix Strygaske „ad pias 
causas“, zur zinsbaren Anlegung zu Gunſten „ſonderlich der Hospitalia bei dieſer 
Stadt Thorn, danach aller Armuth insgemein, und fürnehmlich der Hausarmen“ 
1755 Mark 18 Gr. vermacht.!) Am 13. November 1562 „haben ſodann die 
Teſtamentsvollſtrecker, Gerichtsſchöffen Caspar Ruediger und Bonaventura Denck, 


damit das Legat nach ihrem Tode nicht verfallen möge, Einem Ehrbaren Rath ihre 


Adminiſtration ſolches Legats den verordneten zwölf Vorſtehern des lieben 
Armufhs praesentiret und resigniret und ihre Dispenſation ferner bevolen.“ „Und 
hat damals das Amt der zwölf Vorſteher der Armen“ aus Verordnung eines 
Ehrbaren Raths ſeinen erſten Anfang genommen. 

Es ſteht nun allerdings urkundlich feſt, daß auch ſchon vor dieſer Zeit zahl— 
reiche zinſentragende Vermächtniſſe zum Beſten der Armen theils der Stadt, theils 
einzelnen ſtädtiſchen Anſtalten, Hospitälern uſw. zugefallen waren. Früher lag die 
Verwaltung folder Vermächtniſſe alsdann theils den beſonderen Hospitals- uſw. 
Vorſtehern ob, theils wurde fie den „Vorſtehern der Elenden-Brüderſchaft“?) über- 
tragen, welche insbeſondere für die „Gaſſen-Armen“ zu ſorgen hatte. Eine öffentliche 
Armenpflege, auf Koſten der Stadt, gab es, wie im vorigen Abſchnitt erwähnt, nicht. 

Ein Theil jener Vermächtniſſe aus älteſter Zeit mochte wohl auch in der 


1) = ta. 1170 Reichsmark, — doch an Capital⸗Kraft ſehr viel mehr bedeutend. 
9) Vergl. darüber Geſchichte des ſtädtiſchen Krankenhauſes S. 6. 


beſondern „Vorraths-Haltung“ — zuſammen mit den nicht ſogleich verwendeten 
Ueberſchüſſen der regelmäßigen Sammlungen für Armenzwecke in Peſt- und anderen 
Noth⸗Zeiten an den Kirchenthüren und in den Bürgerhäuſern — verwaltet werden, 
deren Vermögen (1965 Thaler) erſt im Jahre 1835 mit denjenigen der Teſtament⸗ 
und Almoſenhaltung vereinigt wurde. 

Man darf hiernach annehmen, daß die ſeit dem Mittelalter von den „Elenden⸗ 
Vorſtehern“ geübte Armenverwaltung im Jahre 1562 den Anſprüchen jener, — in 
Folge der ſoeben (1555— 1557) durchgeführten Reformation von neuen geiſtigen und 
gemüthlichen Impulſen bewegten Zeit nicht mehr entſprach, und daß der Rath aus 
dieſem Grunde auch die offene Armenpflege, — ebenſo wie die Verwaltung des 
Krankenhauſes und anderer milder Stiftungen, der Schulen u. ſ. w. — einer gründ⸗ 
lichen Neuordnung unterwarf, zu welcher hier das große Vermächtniß einen beſonderen 
Anlaß bot. Faſt ſcheint es jedoch, als ſeien die 12 Vorſteher der Armen im Jahre 
1562 eine bereits beſtehende, wenn auch neuerdings errichtete Behörde geweſen. 

Die neue Einrichtung bewährte ſich und erlangte ein ſolches Vertrauen, daß 
ihr alsbald Vermächtniſſe und Geſchenke in reicher Zahl zufielen. Dieſe Vermächt⸗ 
niſſe, deren bedeutendſte aus dem erſten Jahrhundert der Haltung unten zuſaͤmmen⸗ 
geſtellt werden, bezogen ſich nun zwar ebenfalls großentheils auf Hospital- oder 
Hausarme, Wittwen, Waiſen u. ſ. w., alſo auf armenpflegliche Zwecke; daneben aber 
werden der Haltung bald auch Vermächtniſſe anderer Art zugewendet, insbeſondere 
ſolche, welche evangeliſch-confeſſionellen Zwecken dienen ſollten; ſo für die evangeliſchen 
Geiſtlichen und Kirchendiener, für Predigerwittwen, evangeliſche Kirchen, evangeliſch⸗ 
theologiſche Studien-Stipendien, das evangeliſche Gymnaſium, die Oekonomie (Gym⸗ 
nafial-Internat), Schulen u. |. w. 

Die Teftament- und Almoſenhaltung trägt in polniſcher Zeit einen 
excluſiv-evangeliſchen Character, ſo ſehr, daß z. B. von Vermächtniſſen „für die 
Hospitäler“ das ſtets katholiſch gebliebene Heilige Geiſt- (Nonnen-) Hospital und, 
nach dem Jahre 1867, das „Hospital zu St. Jacob“ (wie nunmehr das an die 
Jacobs⸗Kirche verlegte Heilige Geift-Hospital, — an Stelle des an der Jacobs Kirche 
weggedrängten, früher mit jenem Namen bezeichneten, nunmehr aber ausſchließlich 
als „Hospital St. Petri und Pauli“ bezeichneten, damals ſtreng evangeliſch 
gehaltenen neuſtädtiſchen Wittwenhauſes — genannt wurde) ausgeſchloſſen wurden; 
was von einzelnen Erblaſſern auch ausdrücklich vorgeſchrieben war. Vielfach werden 
flüchtige evangeliſche Geiſtliche aus der Haltung unterſtützt, auch Beihülfen an aus⸗ 
wärtige bedrängte Kirchengemeinden gewährt uſw. 

Durch Uebertragung ſo verſchiedenartiger Vermächtniſſe auf die Haltung 
änderte ſich allmählich deren Character. Sie hörte auf, eine bloße Armenverwaltung 
zu ſein und entwickelte ſich zu einer Verwaltung aller derjenigen milden Stiftungen, 
für welche nicht eine ſelbſtſtändige Verwaltung („Haltung“) mit eigenen Vorſtehern 
eingerichtet war. Zu Ende der polniſchen Zeit bildete die Teſtament⸗ und Almoſen⸗ 
haltung geradezu ein ſtädtiſches Generaldepoſitorium für milde Stiftungen, und ſie nahm 


damals weſentlich die Stelle des heutigen Depoſitoriums der milden Stiftungen ein. 
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e „Halter“, — urſprünglich die zwölf Armen-Vorfteher, 1793 aber nur 
noch ein einziger „Berwalter“!) — führten ein jahrweiſe fortgeführtes Ausgabe- und 
Einnahmebuch, dazu ein Contobuch mit beſonderem Blatte für jeden Schuldner, zogen 
die Zinſen, Miethen, Schaalengelder uſw. ein, leiſteten die feſtſtehenden Ausgaben an 
Geiſtliche uſw. und verabfolgten (ſo wenigſtens der Verwalter im Jahre 1793) die 
Unterſtützungen an Arme uſw. nach Verfügung des Raths. Größere Baarbeſtände 
wurden dem Rath zur Verwahrung abgeliefert. 


Bei der erſten, nicht ſehr zuverläſſigen Feſtſtellung des Vermögens der 


Haltung nach Eintritt der preußiſchen Verwaltung (17. Juni 1793) wurde ein 


Capitalbeſtand von 360 429 Gulden (— Rm.) feſtgeſtellt, nämlich: 69 19 Fl. baar, 
155 320 Fl. zinstragende Forderungen, 125 826 Fl. rückſtändige Vorſchüſſe, die 
keine Zinſen tragen (insbeſondere Forderungen an die Kämmerei), 70 165 Fl. rück⸗ 
ſtändige Zinſen und 2199 Fl. rückſtändige Hausmiethen. An jährlichen Einnahmen 
wurden ermittelt: 5070 Fl. Zinſen, 1293 Fl. Miethen, 152 Fl. Grundzinſen, 
ca. 360 Fl. Schaalengelder (in den N MARTIN . 6877 Fl., 

während die feſte Ausgabe nur. .. „ 3 Fl betrug 

Die von der Preußiſchen Wege 3 Klarſtellung der Ausgabezwecke 
nach den Fundationsurkunden, und die etatsmäßige Verwaltung konnten bis zum 
Jahre 1806 (Krieg) nicht erwirkt werden; es wurde nur mit Einziehung der Reſte 
energiſcher vorgegangen, und bis zum Jahre 1803 wenigſtens die einfache (früher 
lange unterbliebene) Rechnungslegung ſeitens des Verwalters durchgeſetzt. 

Von 1803 bis 1813 fiel dann aber wieder jede Rechnungslegung fort, und ſelbſt 
Mellin, der von 1813 bis 1817 Verwalter war, konnte das Rechnungsweſen zunächſt 
nicht klarſtellen. Dies gelang erſt in den folgenden Jahren, als (1818) die Ver— 
waltung mit der Stadthauptkaſſe in nähere Verbindung gebracht und einem beſoldeten 
Beamten, gegen Cautionsſtellung, übertragen wurde. Nach einer ſehr zuverläſſigen 
Zuſammenſtellung des Calculators Schönfeld vom Jahre 1825 (Bericht an die 
Regierung) über den Vermögensſtand der Haltung in den Jahren 1793 und 1822 


betrugen: 1793. 1822. 
Die ſichern Kapita lien. 40533 Thaler 59899 Thaler. 
e tenre te 3659198 „ 6869 „ 
Die ſichern Miethsreſte - SD sur „ 
Zuſammen ſicheres Kapital⸗ Vermögen 47178 Thaler 66852 Thaler. 
Die jährlichen ſichern Zinſeneingängn . . . 1690 „ 2864 „ 
Die jährlichen ſichern Miethseingänge .. n „ 55 
Die ſichern jährlichen — 2172 Thaler 3119 Thaler. 


1) Neben dem „Verwalter“ werden erwähnt der „Stuhlſchreiber“, — eine Art jubalterner 
Syndikus für verſchiedene Haltungen (hier: 49 Thaler 70 Gr. Gehalt) und Executores Testamenti 
von Kriewes und von Becker, dazu die „Zehner“ (10 Abgeordnete aus Kaufmannſchaft und 
Gewerken), welche jährlich die ſtädtiſchen Rechnungen zu prüfen hatten (Reformatio Siegesmundi 
von 1523) und darüber bei dem jährlich, am Sonntag Reminiscere jtattfindenden „Reminiscere- 
Geſpräch (= Solamität) den verſammelten drei Ordnungen Bericht erſtatteten. Aus der Teftament- 
und Almoſenhaltung erhielten ſie jährlich 75 Thaler 14 Sgr. 


2” 


Dagegen wären als unſicher zu bezeichnen: 


1793. 1822. 
Ausſtehende Kapitaliete e 25535 Thaler 4005 Thaler. 
ane ee ee 44823 „ 8763 xs 
Zuſammen 70358 Thaler 7768 Thaler. 


Die Zinſenreſte waren zumeiſt Forderungen an die Stadt, und es wurden 
ſodann, mit Genehmigung der Königlichen Regierung vom 21. Auguſt 1826, 
41840 Thaler Schulden der Kämmerei bei der Haltung niedergeſchlagen.“) 

Bei der endgültigen Ordnung des alten ſtädtiſchen Schuldenweſens, im Jahre 
1841, zahlte die Kämmerei noch 10142 Thaler Kapital baar zur Teſtamenthaltung, 
während andererſeits einige Kapitalien der Haltung (5811 Thaler), deren Zinſen 
anderen ſelbſtſtändigen Stiftungen (4. B. den Hospitälern, auch den einzelnen Kirchen) 
zufloſſen, damals ganz an dieſe Berechtigten herausgegeben wurden. Die Einnahmen 
der Haltung verminderten ſich damals von 2935 Thaler auf 2692 Thaler, weil 
auch eine Reihe von Einnahmen, welche die Haltung für die evangeliſchen Kirchen 
einzog und dann an dieſe Kirchen abführte, fortan den Kirchen unmittelbar über⸗ 
wieſen wurden. 

Die Vereinigung zahlreicher und verſchiedenartiger, dabei zum Theil an ſich 
nicht großer Vermächtniſſe und Geſchenke in der Haltung hatte ſchon zu polniſcher 
Zeit eine ſolche Verwirrung der einzelnen Stiftungsmaſſen zur Folge gehabt, daß 
es, wie erwähnt, beim Eintritt der preußiſchen Verwaltung nicht mehr möglich war, 
die einzelnen Beſtimmungszwecke auch nur zu ermitteln. 

Stiftungsurkunden waren 1793 nur über die Vermächtniſſe des 18. Jahr⸗ 
hunderts vorhanden; die älteren mochten 1703 mit dem Rathhauſe verbrannt ſein. 

Der Zweck der Haltung wurde 1793 vom Rath der preußiſchen Regierung 
dahin angegeben: 

als Hauptkaſſe aller milden Stiftungen die Hospitäler, Stadtarmen, 
Kirchen und Schulen, Wittwen und Waiſen zu unterſtützen. 

Von dieſer Auſchauung ausgehend, wurde über die verfügbaren Einkünfte 
ziemlich frei verfügt. 

Schon bald nach Errichtung der Haltung gewährte dieſelbe übrigens nicht 
nur laufende, ſondern auch ſehr bedeutende Kapitalien⸗Zuſchüſſe an die einzelnen 
milden Stiftungen der Stadt. So im Jahre 1578 (als die Zinſeneinnahme 130 Mk. 2) 
betrug) z. B. 275 Mk. zur Ablöſung einer Schuld des St. Georgen-Hospitals, 
500 Mk. zum Ankauf des Krankenhaus-Grundſtücks; im Jahre 1579 (Zinſen⸗ 


1) In gleicher Weiſe wurden damals, bei Regulirung des ſtädtiſchen Schuldenweſens, im 
Ganzen 178884 Thaler „Schulden“ der Stadt bei den ſtädtiſchen milden Anſtalten, Kirchen uſw. 
niedergeſchlagen, — zumeiſt Zinſenreſte. Die „liquiden Schulden“ der Stadt betrugen im 
Jahre 1818 282942 Thaler und wurden bis November 1841 bis auf 132059 Thaler bezahlt, — 
zumeiſt durch Verkauf und Vererbpachtung von Gütern. Capitalien beſaß die Stadt 1841: 32000 Thaler. 


Die preußiſche Mark wurde 1793 2½ Gulden, alſo = ca. 66 Pfennig gerechnet, 


ſtaud aber 1578 wohl auch an Silberwerth höher. Der Verkehrswerth war ſehr viel höher. 
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Einnahme 311 Mk.) 250 Mk, wie vor, dem St. Georgen⸗Hospital, 200 Mk. „zur 


Erbauung des Hospitals Mariä Magdalena bei St. Lorenz“) u. ſ. w. 


. Später wurden diejenigen Theile der Stiftungs-Einkünfte, welche beſtimmten 
Empfängern. — den einzelnen Geiſtlichen, Lehrern, Hospitälern u. ſ. w. — gewidmet 
waren, naturgemäß ſchon durch das Recht der Empfänger einigermaßen — gewiſſer⸗ 
maßen hiſtoriſch — feſtgehalten, auch als die Teſtamente u. ſ. w. bereits in Ber- 
geſſenheit gerathen waren. 

Die Verluſte der Stiftung an Kapital und Zinſen entfielen daher regelmäßig 
nur auf die übrigen, nicht beſtimmten Empfängern gewidmeten Vermögensmaſſen, da 
die einzelnen Stiftungsmaſſen in den Rechnungsbüchern in keiner Weiſe auseinander⸗ 
gehalten wurden. 

Bei vielfach ſehr unordentlicher Verwaltung?) und daraus folgenden großen 
Kapital⸗Ausfällen, hatte ſich daher die Bedeutung der Stiftung für die ſtädtiſche 
Armenpflege im Laufe des 18. Jahrhunderts vermindert. Der Rath nahm auch 


keinen Anſtand, Theile der noch freien, und daher für Armenzwecke verwendbaren 


Einkünfte nach Bedürfniß einem beſtimmten andern Zweck feſt zu widmen. Noch im 
Jahre 1825 wurde z. B. der Betrag (377 Thaler 26 Sgr.), welchen der zweite 


Geiſtliche der altſtädtiſchen Kirche herkömmlich bezog, um 100 Thaler jährlich erhöht, 


weil das Stellengehalt unauskömmlich ſei. 
Im Jahre 1802 hatte die Haltung zu zahlen: 
A. Fefe . 


1. Den Beamten der Haltung. . 137 Thaler — Gr. 
2. Predigern, Lehrern, Schulen, Wiarrenvitimen, Kirchen uw. 1630 „ 18 „ 
een uc, Legatzinſen 139 „ — 5 


Zuſammen 1906 Thaler 18 Gr. 
B. Nach Veſtimmung: 
4. Zum Schulgeld für arme Kinder (Dueſterwald'ſches Legat) 50 Thaler 30 Gr. 
5. Zur Ausſtattung armer Bürgertöchter (legatum Gnos- 


pianum, — heute verſchollenrꝛcoͥͤa ) it 
6. Zur Unterhaltung armer Bürger jy Cae eee | | ee 
(ame allgemeinen Armenkaſſ 9800 „=, 
8. Zum Unterhalt verwaiſter Kinder . . . . 1 ws oo  — 


Zuſammen 931 Thaler 70 Gr. 

1) Beweis, daß das ſpäter im Bürgerhospital aufgegangene Hospital St. Mariae 
Magdalenae mit dem mittelalterlichen St. Lorenz-Hospital identiſch iſt. Andere Ausgaben beweiſen 
die Identität des ſpäteren Hospitals St. Peter und Paul mit dem mittelalterlichen, von Dorothea 
Armknecht B „Wittwen-Hauſe“ und mit dem bis 1667 erwähnten St. Jacobs⸗Hospital. 

2) Obwohl Frau Bürgermeiſter Barbara von der Linde (geb. Ficken aus Danzig) im 
Jahre 1579 (und 1582— 1585) bei Ausſetzung eines großen Vermächtniſſes an die Haltung 
(3150 + 4500 Mare) 7 oder 8 Gulden jährlich beſtimmte: Den zwölf Herren Vorſtehern der 
Armen, ſammt den zweien zu der jährlichen Rechnung deputirten Raths⸗Herrn zu einer Verehrung, 
oder Ergötzung, jährlich in alle zukünftige Zeiten, allemal nach gehaltener, beichloff ener und ent⸗ 
ſchiedener gemeiner Rechnung. Dieſen Zins mögen ſie ihres Gefallens entweder zu einem ziemlichen 
convivio, oder zu einer Collation, oder wie jie ſonſt wollen, mit einander anwenden oder vere 
zehren, zu meinem und diejes meines Geſtifts für die Armen Gedächtniß. Dieſe Collation ijt denn 
auch lange Zeit alljährlich gehalten worden, bis ſie mit allen Einzelheiten des „Geſtifts“ der 
Vergeſſenheit verfiel. 
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Die Studien » Stipendien, die Unterſtützungen von Wittwen und andere in 
den einzelnen Stiftungen beſonders vorgeſchriebene Ausgaben ſind hier mit den 
8 Gulden zur Collation der Vorſteher aus dem Linde'ſchen Legat, vergeſſen, oder 
auf die damals — wie oben erwähnt — ſoeben (1800) eingerichtete ſtädtiſche 
Armenauſtalt übertragen, welche ſomit hierin durchaus an die zwölf Armen-Vorſteher 
der Reformationszeit anknüpft, deren Amt in der ſpäteren, traurigen Zeit in Abgang 
gekommen war. 

Für Waiſenpflege war im Jahre 1803 nur ein unerheblicher Theil der 
Geſammtausgabe beſtimmt. 

Nach Beendigung der Freiheitskriege und in der großentheils — zumal in 
den von armen Leuten bewohnten Vorſtädten — zerſtörten Stadt mochte jedoch gerade 
dieſer Zweig der Armenpflege ſich beſonders geltend machen. 

Die Unterbringung der Waiſen „bei armen Wittwen, Arbeiter- und Soldaten- 
frauen“ war unbefriedigend. 

Demgemäß wurden zunächſt im Jahre 1825, auf Anregung des Oberbürger- 
meiſters Mellin, 803 Thaler 3 Sgr. 10 Pf. aus den Einkünften der Haltung bereit⸗ 
geſtellt, um Waiſen in drei Zimmern unterzubringen und zu erziehen. 

Zur beſſeren Unterbringung wurde auf den 1827 für 652 Thaler erkauften 
Grundſtücken Neuſtadt 208 und 209, neben dem St. Georgen-Hospital (Nr. 209), 
ein beſonderes Waiſenhaus!) für 24 Waiſen für Rechnung der Haltung erbaut. Die 
Koſten des Baues einſchließlich des antheiligen Kaufpreiſes betrugen 2296 Thaler.) 

Am 1. November 1828 zogen 15 Knaben und 3 Mädchen in das Haus ein, 
und am 15. Dezember 1828 fand die feierliche Einweihung des Hauſes durch den 
evangeliſchen Pfarrer Guete ſtatt. Als Hauseltern waren die Riemermeiſter Dietz'ſchen 
Eheleute angenommen, — die jedoch ihre Profeſſion im Hauſe forttrieben, — und 
unter dem 3. Oktober 1828 wurde eine Hausordnung erlaſſen, welche beweiſt, daß 
die Anſtalt zunächſt nur allernothdürftigſte Armenpflege übte. 

Fleiſch ſollten die Kinder nur an den Feſttagen erhalten, ſonſt aber 1. Kinder 
von 3—6 Jahren: Morgens eine Taſſe Milch und für 2 Pfennig Semmel; 
Mittags: Grütze oder Gemüſe, Nachmittags: wie Morgens; Abends: Grütze, Waſſer⸗ 
ſuppe und „etwas“ Brod. 2. Kinder von 7— 14 Jahren: Morgens: Waſſerſuppe, 
oder Milch und 6 Loth Brod; Mittags: Gemüſe, Grütze, Rumpford'ſche Suppe und 
12 Loth Brod; Nachmittags: 1 Taſſe Milch und 6 Loth Brod; Abends: Suppe, 
Grütze, Gemüſe und 8 Loth Brod. Im Jahre 1828/29 koſtete dieſe Verpflegung 
1 Sgr. 5 ½ Pf. auf den Kopf und Tag. Schon vom Jahre 1830 ab wurde indeſſen 
wöchentlich je 2 Mal ¼ Pfund Rindfleiſch und 1 Mal ½ Pfund Schweinefleiſch 
gegeben?) und Kinder unter 6 Jahren wurden jetzt von der Aufnahme ausgeſchloſſen. 
Neben 35 Thaler monatlich für Verpflegung der 24 Waiſen, waren vorgeſehen 
jährlich 60 Thaler dem Hausvater, 44 Thaler der Magd leinſchl. Koſt), 6 ½ Klafter 


1) Das St. Georgen-Hospital zahlte für Neuſtadt Nr. 209 an Kauf- und Baukoſten 
2762 Thaler. Es find dies die jetzt ſtehenden Häuſer. 
2) 1 Pfund Rindfleiſch = 2 Sgr., 1 Pfund Schweinefleiſch 8 2 Sgr. (20 bezw. 25 Rpf.). 


AR AR LAIMA 


25 


Hart⸗ und 10½ Rafter Weichholz, 6 Thaler Topf- (Geſchirr⸗) Geld, 12 Thaler 
Lichtgeld, 5 Thaler für Waſchen und Beſſerung der Kleider. Kleider, Wäſche, Näh- 
material uſw. wird geliefert. 

Zur Oberaufſicht und Pflege der Anſtalt wurde eine „Direction“ eingeſetzt, 
beſtehend aus: Dem Oberbürgermeiſter Mellin, Stadtſyndikus Oloff, Stadtphyſikus 
Dr. Weeſe, evangeliſcher Prediger Guete, katholiſcher Pfarrer Zaſtrow und 5 Mit⸗ 
gliedern aus dem Vorſtand der Teſtament- und Almoſenhaltung, und ferner den 
„Ehrenmüttern“ Frauen General Benkendorf v. Hindenburg, Frau Oberbürgermeiſter 
Mellin, Frau Stadtbaumeiſter Heckert und Frau Kaufmann Koerner. 

Als der Gemeinderath darauf den Wunſch zu erkennen gab, auch ſeinerſeits 
im Vorſtande vertreten zu ſein, anwortete Mellin (6. Juni 1829), „daß des 
Waiſenhauſes nur lediglich ein Titel des Etats der Teſtament- und Almoſenhaltung 
ausmache, und alſo keine beſondere Verwaltung dafür beſtehe; vielmehr fungirten die 
Vorſteher jener Haltung eo ipso.“ Dabei beruhigte ſich der Gemeinderath. Der 
Zuſchuß aus der Teftament- und Almoſenhaltung von 803 Thalern erwies ſich ſchon 
im Jahre 1829 (bei 18 Kindern) nicht als hinreichend. Als 1830 die Zahl der 
Kinder auf 24 ſtieg, — neben welchen außerhalb des Hauſes noch 4 (zu je 1 Thl. 
10 Sgr. monatlich) von der Teſtamenthaltung, 14 in Privatpflege von der Gemeinde 
zu 20 Sgr., 1 Thl., 1 Thl. 15 Sgr. und 18 im Armenhauſe, zu 1 Thl. 15 Sgr. 
monatlich unterſtützt wurden — begann man durch Büchſen in den Wirthshäuſern 
und durch eine Hauskollekte milde Beiträge zu ſammeln. 

Auch dieſe langte jedoch nicht hin, als am 1. Juli 1832 das Waiſenhaus, — 
mit dem Armenhauſe tauſchend — das größere Haus Neuſtadt 213 bezog und hier 
nun die Pflege auf 36 Waiſen ausgedehnt wurde. 

Inzwiſchen waren, durch eine geordnete Verwaltung, Verkauf vieler in den 
Kriegszeiten übernommener Grundſtücke, Einziehung von Zinſenreſten und durch 
Erſparniſſe an den Ausgaben während der Kriegsjahre, die jährlichen Einkünfte der 
Teſtament- und Almoſenhaltung auf 4644 Thaler 4 Sgr. 2 Pf. gewachſen.!) Davon 
wurden an feſten Ausgaben verwendet: 

1. Für evangeliſche Geiſtliche und 1 . 1187 Thaler 17 Sgr. 8 Pf. 


2. Für Schulen und Lehrer den fy U 
3. Für die Hospitaliten GAS © 6, — „ 
4. Für einzelne Kirchen (22 Thl. 4 Bat), ‘Grint 

haus (10 Thl.), Armenhaus und für Prediger- 

wittwen (80 Thl. 40 Sgt.) Eu... 14 „ — „ 
5. Remuneration der Haltungsbeamten . 370 „ Br; 8. 4 
6. Zur Unterhaltung von Gebäuden, Abgaben, Prozeſſen 254 „ ine 


Summa feſte Ausgabe 2953 Thaler 4 Sgr. 2 Pf., 

ſobaß noch „für allgemeine Armenzwecke“ 1691 Thaler verfügbar blieben. 
Da inzwiſchen die ſtädtiſche Armenverwaltung mit Gemeindemitteln in Wirk— 
ſamkeit getreten war, ſo wurden dieſe verfügbaren Mittel der Teſtamenthaltung der 
1) Vergl. das Nähere in der Einleitung zu dem alten Statut des Waiſenhauſes vom Jahre 1837, 
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offenen Armenpflege ganz entzogen, und es wurden zunächſt (1832) 1454 Thaler, 
vom Jahre 1836 ab 1300 Thaler, ſpäter wieder 1400 Thaler dem Waiſenhauſe 
beſtimmt, — daneben 220 Thaler zur Unterhaltung armer Waiſenkinder unter 
6 Jahren in Privatpflege, und 161 Thaler für arme Wittwen. 

Nunmehr wurde auch eine von der Teſtament- und Almoſenhaltung ganz 
getrennte Verwaltung des Waiſenhauſes in's Auge gefaßt, und demgemäß unter dem 
29. Auguſt 1832 ein beſonderes Statut für das Waiſenhaus nebſt Hausordnung 
entworfen, welches jedoch erſt in der ſpäter gedruckten Faſſung vom 26. April 1836, 
— in welcher es bis zum Jahre 1888 gegolten hat — zur Annahme gelangte. So 
wurde das Statut auch von der Königlichen Regierung unter dem 13. Mai 1837 
genehmigt, obwohl dieſe Genehmigung überflüſſig war, da die Königliche Regierung 
ganz richtig ausführte, daß das Waiſenhaus keine eigentliche „Stiftung“ (pium 
corpus, mit Corporationsrechten), ſondern eine ſtädtiſche Anſtalt ſei. 

Die Neugeſtaltung der Anſtalt hatte der bereits am 27. Auguſt 1830 vers 
ſtorbene Oberbürgermeiſter Mellin!) nicht mehr erlebt. Ihm wurde indeſſen ſeitens 
der Zeitgenoſſen die Gründung dieſer Anſtalt ſo ſehr zum Verdienſte angerechnet, 
daß am 23. November 1842 Magiſtrat und Stadtverordnete beſchloſſen: 

1. Die Anſtalt als „Städtiſches Waiſenhaus, gegründet vom Oberbürger⸗ 
meiſter Mellin im Jahre 1828“ durch eine Tafel über der Thür zu 
bezeichnen. 

2. Das zum Denkmal für Mellin geſammelte Capital von 635 Thalern 
dem Waiſenhauſe als Stamm-Capital zu überweiſen. 

3. Das Bild Mellins im Hauſe anzubringen und 

4. Seiner, als des Gründers der Anſtalt, jedesmal bei der Weihnachtsfeier 
zu gedenken. 

Die Teftament- und Almoſenhaltung war durch den feſten jährlichen Zuſchuß 
zum Waiſenhauſe in ihrer Ausgabe ſo feſtgelegt, daß z. B. im Jahre 1860 (neben 
1400 Thalern für das Waiſenhaus, 1048 Thaler 24 Sgr. 4 Pf. für Kirchenbeamte, 
1033 Thaler 10 Sgr. für Schulen und Lehrer, 80 Thaler für Verwaltungskoſten 
und 17 Thaler 20 Sgr. für Bauten, Abgaben uſw.), nur noch 614 Thaler jährlich 
zur freien Verwendung übrig blieben, wovon 250 Thaler für Unterſtützung von 
Waiſen in Privatpflege, 224 Thaler in nicht feſten Portionen an Wittwen — zumeiſt 
ſtädtiſcher Beamten — und 140 Thaler zur Capitalvermehrung beſtimmt waren. 
Durch ſolche Neu-Capitalifirungen, durch den Erlös verkaufter Gebäude, — auch, 
wie gezeigt werden wird, des Waiſenhauſes Neuſtadt 213 — wuchs ſodann bis 1890 
das Capitalvermögen der Stiftung auf 270 000 Mark, und zu der Zinſeneinnahme 
von 12057 Mark traten 408 Mark Miethe von den beiden Häuſern Neuſtadt 208 
und 216 und ca. 100 Mark anderweite Einnahmen. Daraus ſind heute beſtimmt: 
Für evangeliſche Kirchenbeamten 3146,41 Mk., für die Stadtſchulenkaſſe 5508,91 Mk., 
für die Waiſenhauskaſſe 4200 Mk., Bauten uſw. 78,59 Mk., ſodaß zur freien Ver⸗ 


1) Er ſtarb im 60. Jahre, nachdem er über 35 Jahre im Dienſte der Stadt geſtanden 
hatte, — davon 13 Jahre als Oberbürgermeiſter. 


27 
fügung blieben 2537,50 Mk.: davon 507,50 Mk. für Waiſen in Privatpflege (nad) 
Verfügung des Armen-Directoriums), 1930 Mk. für (13) Wittwen und Bedürftige 
in feſten monatlichen Raten von 3— 18 Mk. und 100 Mk. zur Capitaliſirung. 

Von dem für Wittwen beſtimmten Betrage ſollten, nach dem Statut der 
Wittwen- und Waiſenkaſſe für die ſtädtiſchen Subaltern- und Unterbeamten vom 
25. Januar und 12. März 1884, die frei werdenden Portionen bis zum Betrage 
von 500 Mk. jährlich zu dieſer Kaſſe eingezogen werden; bevor jedoch dieſer Zeit⸗ 
punkt erreicht wurde, — im Kämmerei⸗Etat für 1890/91 — wurden die geſammten 
Verpflichtungen der Beamten-Wittwen⸗ und Waiſenkaſſe auf die Stadt übernommen, 
und ſo der Beitrag der Teſtamenthaltung zu weiteren Unterſtützungen frei gemacht, 
was auch den Zwecken der Stiftung mehr entſpricht. Da für Beamtenwittwen, heute 
durch die Wittwenkaſſe, genügend geſorgt iſt, werden die Unterſtützungen heute zumeiſt 
ſogenannten verſchämten Armen, oder bedürftigen Hinterbliebenen ſtädtiſcher Bürger, 
Geiſtlicher uſw. in feſten Monatsraten, durch Beſchluß von Magiſtrat und Stadt⸗ 
verordneten⸗Verſammlung, zugewendet. 

Die Teſtament⸗ und Almoſenhaltung bildet daher heute eine ſehr werthvolle 
Ergänzung der geſetzmäßigen Armenpflege, wodurch dieſe leiſtungsfähiger, freier und 
freundlicher geſtaltet wird. 

Das Waiſenhaus verblieb inzwiſchen in dem Hauſe Neuſtadt Nr. 213 vom 
Jahre 1832 bis Ende September 1881, wo es in das jetzige Haus am weſtlichen 
Ende der Bromberger Vorſtadt überſiedelte. 

Die Zahl der Waiſen betrug etatsmäßig in der Regel 36, ohne daß jedoch 
dieſe Zahl ſtets erreicht worden wäre. 

Die innere Verwaltung und die Erziehung im Hauſe lag ſtets in der Hand 
von Hauseltern, als welche wirkten: Riemermeiſter Dietz bis 1832, Lehrer Fiſcher 
bis 1838, Bäckermeiſter Wengler bis 1846, Sattlermeiſter Schwartz bis 1875, 
Lehrer Krauſe bezw. deſſen Wittwe bis 1878, Lehrer Semrau bis September 1885, 
Lehrer Erdmann bis 1. Oktober 1887, Tiſchlermeiſter Logan bis 31. März 1889, 
ſeitdem Goldarbeiter Bähr. 

In der äußeren Verwaltung änderte ſich wenig, doch laſſen die Akten erkennen, 
daß der Anſtalt von der Deputation jederzeit ein reges Intereſſe zugewendet wurde. 
Im Jahre 1843 werden (wegen der Wanzen) Gypsdecken eingeführt; 1846 (vergeb- 
lich) beim Magiſtrat die Vereinigung der Anſtalt mit dem Armenhauſe (unter Ankauf 
von Neuſtadt 214) beantragt; 1854 wird beſchloſſen, daß jeder ehemalige Zögling 
als Lehrling einen Vormund aus der Deputation erhalten ſolle; 1863 werden 
Taſchentücher eingeführt; 1865 wird die Verlegung der Anſtalt auf die Bromberger 
Vorſtadt beantragt; 1870 werden (wegen Flecktyphus) Luftfenſter eingeführt u. ſ. w. 
Der Zuſchuß der Teſtament⸗ und Almoſenhaltung von 1400 Thalern und die ein- 
geführte Weihnachts-Collecte nebſt Geſchenken u. ſ. w. reichten allerdings ſchon bald 
nach 1832 nicht mehr zur Unterhaltung der Anſtalt hin. Schon 1833 mußten von 
der Kämmerei 2—3 „Schichten“ Klobenholz als „Extraordinarium“ bewilligt werden. 
Zugleich wurde eine — durch die Stadtverordneten ſelbſt in Umlauf geſetzte — 


Hauscollecte angeordnet, welche 180 Thaler 10 Sgr. eintrug und, jährlich wiederholt, 
in den Jahren 1837 ff. 136, 132, 140, 158, 144 Thaler ergab. Dazu z. B. im 
Jahre 1840: 39 Thaler Weihnachts-Collecte der Kinder an den Kirchenthüren, 
40 Thaler aus den Sammelbüchſen in den Wirthsſtuben, 51 Thaler beſondere 
Geſchenke u. ſ. w. 

Die Hauscollecte gerieth jedoch in Gefahr, weil ſich kein Stadtverordneter 
mehr zur Einſammlung bereit finden ließ, und, als der Magiſtrat jeden Bürger 
dazu für verpflichtet erachtete, die Stadtverordneten-Verſammlung die Wahl auf 
Magiſtratsmitglieder lenkte, die ſich dann auch ihrerſeits weigerten. Die Angelegenheit 
ging durch alle Inſtanzen, wurde ſchließlich am 25. Juli 1844 vom Oberpräſidenten 
zu Gunſten des Magiſtrats entſchieden, worauf eine förmliche Erklärung der Stadt— 
verordneten gegen den Magiſtrat im Wochenblatte (1845) erfolgte; die Collecte aber 
wurde ſeit 1845 durch einen Boten umgetragen und ſchließlich durch einen feſten 
Zuſchuß von 628,53 Mk. jährlich von der Kämmerei abgelöſt. 

Inzwiſchen wurden der Anſtalt bald auch eigene, zinſentragende Kapitalien 
(insgeſammt bisher 15 303,17 Mk, vergleiche im Anhange) vermacht, wie dies 
der Haushaltsplan im einzelnen nachweiſt. So war die Anſtalt im Stande, unter 
Hinzunahme gelegentlicher Verwaltungsüberſchüſſe, allmählich ein Kapitalvermögen von 
29500 Mk. anzuſammeln. 

Das Haus Neuſtadt 213 hatte verhältnißmäßig ſehr gute Räume; es entbehrte 
jedoch eines Gartens und beſaß nur einen unbedeutenden Hof. Auch die Lage an 
einem belebten Marktplatze erſchien für die Zwecke der Anſtalt ungünſtig, und als 
noch hinzukam, daß auch hier die ägyptiſche Augenentzündung endemiſch herrſchte, 
gleichzeitig aber das im Jahre 1866 (mit 17000 Mark Koſten) erbaute maſſive 
Schulhaus am weſtlichen Ende der Bromberger Vorſtadt ſich für die wachſende 
Schülerzahl als unzureichend erwies, beſchloſſen am 21/30. Juni 1880 die ſtädtiſchen 
Behörden, das Waiſenhaus in jenes, — zu erweiternde — Schulhaus zu verlegen 
und ein neues zwölfklaſſiges Schulhaus an der Schulſtraße zu erbauen. Die Bauten 
wurden ſo beſchleunigt, daß Ende September 1881 der Umzug des Waiſenhauſes in 
ſein neues, ſchönes Heim ſtattfinden konnte. 

Das Haus Neuſtadt 213 wurde für 46800 Mk. meiſtbietend verkauft, davon 
wurden 22000 Mk. für das neue Grundſtück nebſt dem bereits ſtehenden Schulhauſe 
(öſtlicher Bau) und 10 415,31 Mk. leinſchließlich einiger Nachbauten 11350 Mk.) 
für den weſtlichen Anbau ausgegeben. Der Reſt wurde der Teſtament- und Almoſen— 
haltung, als eingetragenen Eigenthümerin von Neuſtadt 213, überwieſen, nicht dem 
Waiſenhauſe, dem er eigentlich, nach der geſchichtlichen Entwickelung hätte zu Statten 
kommen müſſen. 

In dem neuen Hauſe, mit ſeinem geräumigen Garten und ſeiner waldigen, 
anmuthigen Umgebung, iſt die Anſtalt ſeitdem in vieler Beziehung fortgeſchritten. 

Durch Einrichtung eines Brauſebades, Bereitſtellung je eines beſonderen 
Waſchbeckens, Handtuchs und Schrankes für jedes Kind, durch fleißiges Spielen im 
Freien, ferner durch ſorgfältige Unterhaltung der Zimmer, beſſere Koſt, reichlichere 
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ärztliche Verſorgung u. A. dergl. und zeitweilig ſogar durch Annahme einer 
beſonderen Diakoniß für die Augenpflege, iſt die Augenkrankheit — hier, wie im 
Kinderheim — bald vollſtändig gehoben und der Geſundheitszuſtand ein durchaus 
befriedigender geworden. Durch Gartenarbeit und — ſeit 1885 — durch Einführung 
des Handfertigkeits-Unterrichts iſt eine beſſere Beſchäftigung der Kinder in beiden 
Anſtalten erwirkt, und die durch die neue Verwaltungsordnung vom Jahre 1888 
bezweckten Verbeſſerungen beziehen ſich auch auf dieſe Anſtalt. 

Allerdings ſind dieſelben nicht ohne Mehrkoſten durchführbar, und da zugleich 
die Preiſe der Lebensmittel für die — immer noch etatsmäßig 36 — Waiſen der 
allgemeinen Steigerung unterworfen ſind, ſo hat vom 1. April 1891 ab zum erſten 
Male ein Zuſchuß aus ſtädtiſchen Mitteln, — von 817,25 Mk. — (neben der alten 
Collecten-Ablöſung) in den Haushalt der Anſtalt eingeſtellt werden müſſen. 

Gleichwohl muß das Waiſenhaus, — wie das Kinderheim — in ſeiner 
heutigen Verfaſſung als eine überaus ſegensreich für die Stadt wirkende Anſtalt 
bezeichnet werden. Viele Zöglinge desſelben, die ſonſt vielleicht zu Grunde gegangen 
wären, ſind zu tüchtigen und höchſt geachteten Bürgern erzogen worden, und wenige 
nur gehen dann, wenn ſie längere Zeit im Hauſe waren, nachträglich zu Grunde. 

Wem aber die Ausgaben hoch, und die Haltung der Waiſen im Hauſe höher, 
als billig erſcheinen ſollten, der mag bedenken, daß in den für das Haus arbeitenden 
alten Capitalien der Teſtament- und Almoſenhaltung auch ſolche enthalten ſind, 
welche von den Stiftern für arme Waiſen im Gymnaſium und auf der Univerſität, 
für das Vergnügen der Armen-Vorſteher und dergleichen beſtimmt waren. 

Immer fehlt noch ſehr viel daran, — ſelbſt bei der aufmerkſamſten und 
wärmſten Amtsführung aller an der Leitung der Anſtalt betheiligten Perjonen, — 
daß den armen Waiſen das Elternhaus wirklich erſetzt wäre. Möchte darum auch 
hier die Privat-Wohlthätigkeit mit Vermächtniſſen und Geſchenken, über die Grenzen 
nothwendiger Armenpflege hinaus, ſich nach wie vor kräftig und hülfsbereit erweiſen! 


Thorn, im April 1891. 


(A. Bender, 
Erſter Bürgermeiſter. 
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Verzeichniß 


der zur Teſtament- und Almoſenhaltung gefloſſenen Geſchenke, 


Vermächtniſſe und ſonſtigen Zuwendungen, die 100 und über 100 Mark betragen, oder 


ſonſt bemerkenswerth find. 


Des Stifters 


meiſters Nicolaus 
von der Linden 


Barbara 
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8 Da⸗ Kapital Zweckbeſlimmungen 
Jahr t = Ben 
um Num e Stand (Bemerkungen). 
Mk. br. 
559 30. 2. S ate, Felix [Bierbrauer 1755 18 Weil er keinen Leibeserben hinterlaſſen, ſoll 
155 2 Strya ke, Fel t ® | Alles, was über das beſcheiden Antheil, jeinen 
Verwandten und Freunden im Teſtament ver⸗ 
macht, hinterlaſſen, in ein Geld gebracht werden, 
von welchem Gelde ſollen jährliche Zinſen mit 
guter Verſicherung erkauft werden. Solche Zin⸗ 
ſen ſollen, zu Gottes Ehre, ſonderlich in die 
| Hospitäler bei dieſer Stadt Thorn, ſeiner zum 
| guten Gedächtniß, vertheilt und ausgeſpendet 
| werden, darnach aller Armut insgemein, und 
fürnehmlich die Haus armen ſollen dieſer Zinſen 
Iherlich theilhaftig werden. 
1564 | 18.9. von der Linden,] Bürgermeiſter 200 — [. Den Hausarmen und Hospitaliten zu ge⸗ 
Nicolaus bührlichem Zins beſchieden. 
1576 | 11. 5.] Rapani, Caspar | Dienerd. Herrn Franz 165 — Der lieben Armut insgemein. (Rapani 
Eszken £ war aus Weſtfalen.) 
1577 | 29. 6.] Grötſch, Hans Rathsherr 100 — Zu Zins bei der alten Zirſarzin ausſte⸗ 
ee j hend. Den Armen insgemein verſchrieben. 
1578 3. 1. von Werden Wittib des Danziger 200 — Den Armen bei dieſer Stadt insgemein. 
: i Bürgermeifters 5 Verſichert auf ihr Haus und Speicher zu Thorn 
8 | al > in der Sieglergaſſe. 
Joh. v. Werden 
1578 | 29. 9.] Troſt, Barbara | Gerichtsſchöppen— 150 — Den Armen insgemein. Eine Schuldſumme 
x Wittwe bei Simon Freitag. 
1578 | 29. 9.] Siefert, Michel [Rathsherr 150 — Den Armen zum Beſten teſtirt. 
1580 | site Matthes ein Böhme 150 — Den Armen tejtirt, ausſtehend bei Velten 
N h ) Posnaynski und überantwortet den Vorſtehern 
1500 durch Albrecht Guttwort. 
1581 14. 8.] Radzinewski, Fe⸗ ? 500 — Zu Beider Zinsgenuß bei Lebtagen vor⸗ 
5 8 li = E — behalten, nach ihrem leiblichen Abgange allen 
x u. he 2 Armen bei dieſer Stadt. An Zins zahlt der 
a 1 Rath jährlich 120 Marc. 
1581 [Michaly]Spunden, Barbara 7 150 — Den Armen verteſtirt. 
1582 | 28. 1.] Konayetzki, Felix 7 1500 — . Vertrag mit den Vorſtehern, daß er und 
= feine Hausfrau zu Beider Lebtagen gegen dieje 
Summe freie Wohnung in dem von dem ſeeli⸗ 
gen Benedict Koye hinterlaſſenen Hauſe auf der 
Sieglergaſſen genießen ſollen. (Das Haus muß 
8 a 3 | alſo den Armen gehört haben.) 
1582 | 24. 6.] Schachmann, Erſte Ehefrau des 300 — Für die Hausarmen insgemein. 
Apollonia Bürgermeiſters 
Lukas Schachmann 
1582 ; Kramerin, Doro- ? 50 — 100 «4. im Ganzen legirt, doch 50 „% davon 
J thea für den Predigtſtuhl beim E. Rathe hinterlegt 
yee und daher an richtigen Grundzinſen den Armen 
J : ur a a * an Hauptſtuhl verblieben 50 & 
1582 | 8. 10. von der Linden, | Wittib des Bürger⸗ 3150 — Stiftung ad pias causas: 


1. Jährlicher Zins von 3000 K 
a. Davon zweien armen Studioſis, eines armen 
Bürgersſohn aus Thorn und einem von Danzig, 
welche auf einer evangeliſchen Univerſität, in 
erſter Reihe kkönigsberg, ſtudiren je 4% 900. 
b. Ferner 5 armen Schülern des Gymna⸗ 


ſiums, Bürgersſöhnen, je 12 MA - 60M. 
c. An Hausarme jährlich zu vertheilen 60M 
find von obigen 3000 % die Zinſen 210% 


2. Den 12 Vorſtehern der Armen 150 , davon 
jährlicher Zins 10 1 10 Gr. zu einer Mahlzeit 
oder einer ſonſtigen Ergötzlichkeit, wenn ſie die 
jährliche Rechnung gethan haben, zuſammen 
mit den beiden Rathsherren, welche die Rech⸗ 
nung abnahmen. 
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15 ioe 9 oa - | Bü . ier . 1500 — Den Hausarmen insgemein geſchenkt jähr- 
583 [Michäly] Bodecker, Bona- Bürger allhier lich 90 „ Zinſen. 


ventura 
1585 | 6. 1. von der Linde, | Bürgermeiſter 4500 — 4, Den Hausarmen zu Thorn, (Ein gleich hohes 
tr. reg. | Niclas d Jüngere Legat war für die Armen zu Danzig beſtimmt.) 
1586 | 29. 9.] Bodecker Hans Bürger 1500 — Den Armen insgemein verehret, als er das 
r Bürgerrecht gewann. 
1590 | 15.6. | Meſe, Anna Bürgerwittwe 100 — Für die Armen bei Lebzeiten legirt. 
1595 Sem ski, An⸗J„Edler Herr“ 600 — Abgetragene Schuld von dem in ſeinem 
Michael me 3 Sl Z 1 v Beſitze geweſenen Haufe in der Fährgaſſe, gemäß 
rea ſeines Teſtaments von 1571 durch die Plewin 
at N * entrichtet und den Armen beſtimmt. 
1597 J12. 12. | Sel. Frau Grötſch] Wittib nach Hans 150 — Den Armen geſchenkt. 
Grötſch 
1598 | 27. 2.] Koye (Benedict) 1500 — Das in dem Vermächtniß des Konayetzki 


(1582) erwähnte Koye'ſche Haus — welches Koye 
alſo wohl hinterlaſſen hatte — wird verkauft 
und ergiebt 3090 A. einſchl. der Konayetzki'ſchen 
1500 A. 


1606 |31. 12. | Domzal, Stenzel] Bürger 150)— Für die Findelkinder legirt, und durch 

’ rh nis ee 9 ſeinen Erbnehmer Paul Koſtrzenn erlegt. 

1607 | 10.1. | Grabski, Edelfrau] Wittwe d. Hr. Johann 150 — Den Armen der Stadt geſchenkt. 
Grabski 

1607 [ 24. 8.] Esken, Franz Weil. Bürgermeiſter 400|— Den Armen der Stadt von den Erbnehmern 
nach p. Esken verehrt. 

1608 | 12.3. | Grabski, Edelfrau Wittwe 150 Nochmals den Armen verehrt. 

1610 | 14. 8. | Sebaldt, Andreas ? 150 — Den Armen verehrt. 

1609 | 6. 2. Rüdiger, Jacob | Bürgermeiſter 1500 — Den Armen legirt. „Ich ordene und gebe 
zu chriſlichen milden Sachen in allen kommen⸗ 
den Zeiten jahrjährlich 60 Fl. à 30 Gr. gerech⸗ 
net, Pfennig Zins von 1000 Fl. a6 pro Cento. 
Das Erſte Jahr Ao. 1609 und alſo forthin den 
Herren Vorſtehern des lieben Armuths zu er⸗ 
legen. Davon ſollen jährlich auf Lichtmeß ver⸗ 
theilt werden: 

1. An alle Hospitäler zu beſſerer Aufenthaltung 
der Armen, das Hospital zum heiligen Geiſte 
aber ausgeſchloſſen, 20 Fl. 

2. In das Wittwen haus in der Neuſtadt bei 
St. Jacob 15 Fl. 

3. Für Gaſſenarme der Elendenbrüderſchaft 10Fl. 

¢ 4. Zum Predigtſtuhl augsburg. Confeſſion 15 Fl. 

1614 | 7.7. Puſch, Philipp Gerichtsverwandter 150 — Dem lieben Armuth verehret. 

1614 | 1.4. Peſchell, Georg 7 150 — Den Armen verehrt eine vom Matz Wach⸗ 

“ye a AR 8 ſchlager eingebrachte Schuld. 
1615 29. 5.] Amendt, Anna Wittib d. Burggrafen 150 — Für die Armen. 
Georg Amendt 
1613 | 4. 3. Radzivil, Fürſtl.] in deſſen Auftrage 15 — Durch den Edlen N. N. den Armen verehrt. 
Durchlaucht, Jan | 
1617 | 23.2. Keiſer, Andreas | Rathsherr 1501— Für die Armen der Stadt. 
1621 | 5. 11. | Meuermanns, Ja-] Bürger zu Poſen 900 — Wie vor. 
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Bewogen durch die viel und mannigfaltige 
Güte, Wohlthat und Barmherzigkeit Gottes, die 
ihm und den ſeinen widerfahren, ſchenkte der 
Ehrenfeſte und weiſe Herr Philipp Puſch in 
verſchiedenen Poſten: 


1624 | 20. 9.] Puſch, Philipp | Gerichtsſchöppe 


1709 — 


Janitzen, Daniel 


Chriſtoph 


250 .— 


Kämmerer 


Rathsälteſter 


Seitenbetrag 11641018 


Im Jahre 1614 150 MM. 
16. April 1622 3027 „ 
5. December 1622 1077 „ 
15. Juli 1624 1059 ,, 
20. September 1624 3000 ,, 


zuſammen 8250 f 
und zwar zur Zinsnutzung: 

Der St. Marien⸗Kirche f damals \ 600 & 

St. Jacobs⸗Kirche Vevangel. J 300 „ 

St. Georgen-Kirche 80) „ 

„ Evangeliſchen Kanzelhaltung 


Augsburgiſcher Confeſſion 600 „ 
5. Dem Spital zu St. Jacob 1200 „ 
0. „ ”" „ St. Catharina 750 ,, 
7. „ „ „St. Georgen 7520 „ 
8. „ „ „„ St. Lorenz 900 „ 
9. „ Elenden hauſe 750 „ 
10. „ Siechenhauſe 300 „ 
11. Der Oekonomie (Alumnat des Gym⸗ 
naſii) abermals 150 „ 
| 12. Den Hausarmen 1650 „ 


—— 
Sa. 8250 


1614 12.5. | Zazek, Sophie Zimmermannswittwe Für die Armen. 
1618 11.10. Tidicei, Franz Doctorswittwe 900 — Desgleichen. 
oo | 
1655 | 8.3. Kriwes, Gottfried] Rathsherr, geb.. Lübeck]! 81000 — ad pias causas und zu evangeliſchen 
fpäterfaufderr i. Poſen | Zwecken teftirt, und zwar: 
und von da feines Glau⸗ Dem evangeliſchen Gymnaſium Rector und 
bens wegen vertrieben Collegen 10000 Fl. 
Dem Predigtſtuhl 10000 „ 
Der Oekonomie (Alumnat) 5000 „ 


Dem Wittwen haus (Petri und Pauli) 4000 „ 
Den Spitalern St. Georg, St. Lorenz 
und Catharina, dem Elenden⸗ 
Siechenhauſe und dem Peſthauſe, 
5 Anſtalten A 4000 Fl 20000 „ 
Für Hausarme und Exulanten 5000 „ 
Sa. 54000 Fl. 
18000 Reichsthaler. Außerdem zur Unterhal⸗ 
tung pp. der Marienkirche 5000 Fl., welche 
jedoch zu ſeparater Verfügung des Rathes 
geſtellt wurden. 


1647 | — [Matheſius, Doro- Med.ordinar.®ittib Für das Hospital St. Petri und Pauli 
9 thea geb. Ride (Witiwenhaus). 
1652] — [Renz, Abraham | Rathmann u. Ober- 90 M Zins ſollen von den Herren Bors 


ſtehern auf die Hospitäler den Armen ausge⸗ 
theilt werden und zwar mit je 15 K den Hos⸗ 
pitälern zu St. Maria Magdalena, St. Catha⸗ 
rinen, St. Georgii, Wittwenhaus, Siechenhaus 
und Elendenhaus. 


Für die Marienkirche 225 M. 
Hospital der Neuſtadt 150 „ 
Hospital St. Georg 150 „ 
— 
Sa. 525 A 
Außerdem vermachte Janitzen der Stadt 
ſein Gut Weißhof mit der Auflage, jährlich 
2 Feſte (jetzt eins) zu feiern. 


*) Anm. Von dieſem Rechnungspoſten fallen 
bei der Gummirung dieſer Seite 150 A aus, 
welche ſchon vorſeitig zum Jahre 1614 einge⸗ 
rechnet ſind. Nach den Schenkungs⸗Urtunden 
hatte Puſch ſchon vorher Vermächtniſſe an andere 
Anſtalten uſw. vermacht, die in der Teſtament⸗ 
haltung nicht erſcheinen. So der Oekonomie 
und ferner im Jahre 1668 dem Catharinen⸗ 
Spital 150 , dem St. Georgen-Spital 300 M, 
dem Elendenhauſe 300 M. 
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742 * ii 8 9 Dem Predigtamt 3000 M. 
aie Düſterwald, Paul Rathmann, daraus auch den Lehrern zu Gurske, 
Penſau, Böſendorf Scharnau, Gut⸗ 
tau, Gremboczyn, Leibitſch, Ro⸗ 
gowo und Rogowko bis zu 5 Fl. pr. 
zu reichen waren. 
Der Kanzelei ſeine Bibliothek in natura. 
Zur Anſchaffung neuer Bücher 900 M. 
38 ; x far on M. 
7 — ; Si ii mei Stipendien für evang. Studiofen 2000 Fl. pr. 
1744 Weiß. Simon Bürgermeiſter A 
für Bräute aus der Familie. 
75 Ski ii i Neues altftadt evang. Bethaus 1000 Gd. pr. 
1757 Borkowski, Albert Bürgermeiſter Neuſtädt. Dreifaltigteitstirde 1000 * 
Vorſtädt. Catharinenkirche 1010 7 
Hospital Peter und Paul 1000 75 
— Mariä Magdalen. und 
Catharinen 1000 = 
» Georgen 1000 = 
Plebanei St. Georgen 1000 7 
Siechen⸗ und Krankenhaus 1000 5 
Den 3 altſtädt. ev. Predigern 600 75 
Den 2 neuſtädt. ev. Predigern 400 75 
Den 2 polniſchen ev. Predigern 200 8 
Den Bredigern zu Gurske und 
Gremboczyn 200 sk 
Zweien Amtsdienern 100 * 
m x B Buf. 9500 GId. pr. 
1761 — i, Sami Neuſtädt. Schöppen⸗ rmen Wittwen 1000 Gld. pr. 
Moys ki, nme * Schopp Schulgeld für Kinder armer Eltern 1000 5 
meiſter Schwerkranken Armen i. Kranken⸗ 
hauſe 500 — 
Spinn⸗ und Spendehaus 500 57 
Zur Kirchenreparatur 300 A 
Den lutheriſchen Hospitälern 150 5 
Gymnaſial⸗Rector und -Collegen 210 me 
Zuſ. 3660 Gld. pr. 
Außerdem in ähnlicher Vertheilung für die 
ER Stadt Zouny 1000 Gulden legirt. 
1762 — | Senger, Clijabeth Kaufmanns⸗Wittib Dem evang. Bethauſe 1200 Gld. pr. 
5 Dem St. Georgen⸗Hospital 300 Pr 
Der St. Georgen⸗Plebanei 300 5 
Dem Hospital Peter und Paul 200 a 
Dem Hospital Mariä Magdal. 300 7 
Armen Prieſter⸗Wittwen 600 a 
, Rye > : \ Buf. 3000 Gld. pr. 
1768 — | Seder, Chriftoph | Kauf- und Handels⸗ Den 3 Hospitälern je 100 Gulden 300 Gld. pr. 
mann £ Dem Spinn⸗ und Spendehauje 1000 = 
Den 9 ev. Predigern je 100 Fl. 900 7 
Dem Bethaus zu baulicher Unter⸗ 
haltung 4000 * 
Dem Rathhauſe ebendazu 4000 5 


Für die polniſchen ev. Prediger 4000 75 

Den Profeſſoren d. Gymnaſiums 4000 5 

Den übrigen Collegen deſſelben 4000 a 

1 — Verbeſſerung d. Stadtmauer 4000 © 

Bum Beſten des Zeughauſes 4000 by 

Zu Jungfern⸗Ausſtattungen 4000 7 
Zuſ. 34200 Gld. pr. 


in kleinen Legaten unter 100 in den Jahren 
1559 bis 1614. 


Hierzu laut Inventar 
Zuſammen 199435 — 


Die Rechnungen laſſen indeſſen erkennen, daß auch noch zahlreiche andere Vermächtniſſe bei der 
Teſtament⸗ und Almoſenhaltung verwaltet wurden, insbeſondere verſchiedene Studienſtipendien, ferner für 
Wittwen und Waiſen evangeliſcher Geiſtlicher, für Ausſtattung von armen Bürgertöchtern (Gnospius'ſches 
Vermächtniß jährlich 10 Thaler) u. a. 

Augenſcheinlich ſind etwa ſeit der Mitte des 17. Jahrhunderts die der Haltung zugefloſſenen 
neuen Stiftungen nur ſehr nachläſſig eingetragen. So fehlt im Rechnungsbuche ſchon das große Renz'ſche 
Vermächtniß vom Jahre 1652, ferner das Becker'ſche Legat (1768) u. a. m. 


Verzeichniß 


der zum Beſten des ſtädtiſchen KRinderheims gemachten Geſchenke und 


Jahr 


1886 


Betrag 
der Zu⸗ 
wendung 


| Stand 


Mk. 


150 


Pr. 


Name 


Prowe, Johann 


Vermächtniſſe. 


Des Gebers 


Kaufmann i. Moskau 


300 —/RaufmannHepner’jde 


Erben 


300 —] Kriewes, Oscar 


Zimmermeiſter 


Bemerkungen. 


Als Zeichen dankbarer Erinnerung an den 
Aufenthalt ſeiner Söhne in Thorn. 


Beim Scheiden der Familie Hepner aus Thorn, 
wo dieſelbe 180 Jahre anſäſſig geweſen, hat ſie 
dieſes Andenken geſtiftet. Die jährlichen Binſen 
erhalten würdige Zöglinge als Prämien (zu Weih⸗ 
nachten) und zwar in Form eines Sparkaſſenbuchs. 
Ein weiteres Geſchenk von 600 & iſt für andere 
Zwecke verwendet worden. 

Die Jahreszinſen dienen gleichfalls zur Prä⸗ 
miirung fleißiger Zöglinge. 


Verzeichniß 


der zum Beſten des ſtädtiſchen Waiſenhauſes gemachten Geſchenke und 


Vermächtniſſe. 


am 28.11. 


1831 


1843 
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Des Gebers 


Name 


Dieſtel 
Hepner 


Körner'ſche Eheleute 
Giraud, Fr. 


Dieſtel'ſche Eheleute 


Krupinski 


Podzinski, Franz 


Von e. Ungenannten 

Schmidt 

v. Wierzbicki 

Friedrich u. Dorothea 
Eliſabethgeb. Oſter⸗ 
loff⸗Kubik'ſche Ehe⸗ 
leute 

Engelhardt 


Weinſchenck 


| Stand 


Stadtgerichtsdireetor 
und Juſtizrath 
Kaufmann 


Oberbürgermeiſter a. 
D., Geheimer Re- 
gierungsrath 

Kaufmann 


Juſtizdirector 


Kaufmann (Lotterie— 
Collecteur)u. Stadt⸗ 
rath 

Kämmerei-Kaſſen⸗ 
Rendant 


Gutsbeſitzeri.Richnauff 
Gutsbeſ. i. Kielbaſin I 
Rendant 


Kämmerei ⸗Kaſſen⸗ 
Rendant 
Gutsbeſitzer i. Lulkau 


Bemerkungen. 


Zu Ehren und zum Andenken des verſtorbenen 
Oberbürgermeiſters Mellin. 


Die Zinſen ſollen jährlich einem fleißigen Zög⸗ 
ling als Prämie überwieſen werden. 


Das Kapital iſt nach und nach von Giraud 
und andern Gönnern der Anſtalt angeſammelt 
worden. Die Zinſen dienen zur Weihnachts -Be⸗ 
ſcheerung der Waiſenhauskinder. 


Angeſammelt aus den Geſchenken der Lotterie= 
Gewinner. Die jährlichen Zinſen ſollen einem 
fleißigen Waiſenhauszögling als Prämie übers 
wieſen werden. 

Die Zinſen ſollen zum Unterhalt der Waiſen 
dienen. Das Kapital darf nicht angegriffen werden, 
wird noch jährlich verſtärkt. 

Beſtimmung vorbehalten. 

Aus der Verpflichtung, die Gebäude bei der 
Weſtyr. Feuer⸗Societät zu verſichern, bei Ablöſung 
dieſer Verpflichtung. 

Die Zinſen ſollen zum Unterhaltungsfond der 
Waiſen vereinnahmt reſp. verausgabt werden. 


Geftiftet am Tage ſeiner ſilbernen Hochzeit. 


Als Abfindung bei der Ablöſung d. Laudemiums. 
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Betrag 

der Zu⸗ 
Jahr wendung 
Mk. 


Des Gebers 


Bemerkungen. 


* Name Stand 


— 150 —Hepner, Samuel Kaufmann 


— 300 —] Meißner, Eugen Gutsbeſitzer 


1875 | 3000 —ſ Mindt-Engelte’jches ] Apothekenbeſitzer und eien dem Jen follen, jaweit di en ge 
Vermächtniß Stadtrath i en 
78 | ‘ sad 
185 300 |— 1, Leo § Die jährlichen Zinſen ſollen einem fleißigen 
86 | Neumann, Leopold | Kaufmann Waiſenhauszögling zu Weihnachten als Prämie 
| überwieſen werden. 
1888 150 —JGieldzinski, Adolf | Kaufmann Desgl. 
89 COR BER 
18; 2100 — Körner, Theodor Oberbürgermeiſter a. Die halben Zinſen ſollen alljährlich zur Ver⸗ 
90 anſtaltung eines vergnügten Tages für die Zöglinge 


D. und Geheimer der ſtädtiſchen Erziehungsanſtalten (Waiſenhaus 

Regierungsrath und Kinderheim) verwendet, von der andern Hälfte 

| der Zinſen ſoll die alljährlich zu Weihnachten an 
| einen Zögling (Knaben oder Mädchen) des Waiſen⸗ 
hauſes zu gewährende Prämie aus der Körner'ſchen 

Prämien⸗Stiftung bis zur Höhe von 20 „ verſtärkt 

werden — unbeſchadet weiterer künftiger Verſtär⸗ 

kungen beim Sinken des Geldwerthes, — der Reſt 

| der Zinſen, ſowie etwa der zur Veranſtaltung des 
| Feſtes nicht verbrauchte Theil, ſoll zum Kapital 


90 geſchlagen werden. 
18; 300 — Oberbürgermeifter Ueberſchuß aus einer von Verehrern und 
91 Wiſſelinck'ſche Stif⸗ Freunden des Verewigten veranſtalteten Sammlung 
i ! Stif⸗ zur Beſtreitung der Koſten der Errichtung eines 
tung Grabdenkmals. Die Zinſen ſollen alljährlich zu 


Weihnachten zur Prämiirung eines Waiſenhaus⸗ 
Zöglings dienen. 


gg Jö. Zeit: 

1891 2750 V. Oberbürgermeiſter Stiftung für entlaſſene Zöglinge des Waiſen⸗ 
. Bender in's Leben hauſes und Kinderbeims. Dieſer Fonds ijt gebildet 
= aus Zuwendungen von Gönnern der Anftalten und 
gerufen Ueberweiſung von Ueberſchüſſen anderer Fonds 
(4. B. Bau eines Kriegerdenkmals, Sedanfeier uſw.). 
Aus der Stiftung ſollen ſolche Unterſtützungen ge⸗ 
währt werden, welche geeignet ſind, die früheren 
Zöglinge in den von ihnen gewählten Lebens⸗ 
berufen zu fördern, oder eine freundliche Verbin⸗ 
dung derſelben mit der verlaſſenen Anſtalt aufrecht 

zu erhalten. 
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Verwaltungs Ordnung 
8 8 Stadt Thorn. 


— 


Für die Waiſen⸗Anſtalten der Stadtgemeinde Thorn — das Waiſenhaus und 
das Kinderheim — iſt von uns, mit Genehmigung der Stadtverordneten-Verſammlung, 
laut Beſchluß vom 28. Januar 1891, heute die folgende neue Verwaltungs 
Ordnung, an Stelle der älteren Verwaltungs-Statuten vom 26. April 1836 und 
vom 26. Juli 1839, erlaſſen worden: 


J. Allgemeines. 


§ 1. Bezeichnung und geſchichtliche Stellung 
der Anſtalten. 

Die Waijen-Anftalten der Stadt Thorn zerfallen in das eigentliche Waiſen— 
haus und in das Kinderheim. 

Das Waiſenhaus iſt am 1. November 1828 aus Mitteln der in der 
Teſtament- und Almoſenhaltung verwalteten milden Stiftungen von der Stadt eröffnet 
worden. An die heutige Stelle auf der Bromberger Vorſtadt wurde es am 
30. September 1881 verlegt. 

Das Kinderheim führte früher den Namen Spinn- und Spendehaus und 
ſpäter, ſeit Anfang des 19. Jahrhunderts, den Namen Armen- und Arbeitshaus. 
Ihren heutigen Namen erhielt die Anſtalt, als ſie, nach Beſeitigung aller erwachſenen 
Häuslinge, am 1. November 1886 in das auf der Bromberger Vorſtadt neu 
errichtete Gebäude verlegt wurde. Näheres über die Geſchichte beider Anſtalten 
findet ſich in den älteren Statuten des Waiſenhauſes vom 26. April 1836, des 
Armen- und Arbeitshauſes vom 26. Juli 1839 und in der anliegenden Geſchichte 
beider Anſtalten. 

§ 2. Rechtliche Natur der Anſtalten. 

Beide Anſtalten ſtehen, als Gemeinde-Anftalten, nach Vorſchrift der Städte— 
Ordnung, unter der Verwaltung der ſtädtiſchen Behörden. 

Das Kinderheim iſt eine ſtädtiſche Armen-Anſtalt im eigentlichen Sinne; das 
Waiſenhaus dagegen beruht auf milden Stiftungen zu Gunſten der ſtädtiſchen Waiſen, 
welche von den ſtädtiſchen Behörden zuſammengefaßt worden ſind. 


$3. Stellung der Anftalten zu einander. 

Beide Anſtalten werden als ſelbſtſtändige Stiftungen, mit bejonderer Haus- 
und Kaſſen⸗Verwaltung, getrennt von einander gehalten; ſie ſtehen jedoch mit ihrer 
inneren Verwaltung unter einer und derſelben ſtädtiſchen Verwaltungs-Deputation, 
und die Vorſchriften dieſer Verwaltungs-Ordnung finden auf beide Anſtalten gleid)- 
mäßig Anwendung, ſofern nicht das Gegentheil ausdrücklich vorgeſchrieben iſt. 


8 4. Zweck der Anſtalten. Bedingungen der Aufnahme. 

Beide Anſtalten ſind dazu beſtimmt, hülfloſe und verlaſſene Kinder zu erziehen, 
und zwar in erſter Reihe ſolche, für welche die Stadt Thorn nach den Geſetzen ſorgen 
muß, und Kinder von Thorner Bürgern. Auswärtige Kinder werden nur gegen eine 
vom Magiſtrat zu beſtimmende Entſchädigung aufgenommen. Ein Unterſchied der 
Religion findet bei der Aufnahme nicht ſtatt. 

In das Waiſenhaus ſollen der Regel nach nur vater- und mutterloſe Waiſen 
aufgenommen werden. 

Kinder hieſiger Bürger haben vor Kindern von Nichtbürgern den Vorzug. 

In das Kinderheim werden Kinder ohne dieſe Beſchränkung aufgenommen. 
Die aufzunehmenden Kinder ſollen in der Regel das fünfte Jahr vollendet haben, 
und ſodann die Mädchen bis nach Vollendung des fünfzehnten, die Knaben bis nach 
Vollendung des vierzehnten Jahres in der Anſtalt verbleiben. Ausnahmen können 
von der Deputation aus beſonderen Gründen zugelaſſen werden, und es können ins⸗ 
beſondere die Kinder des Waiſenhauſes, wenn dies zweckmäßig erſcheint, bis zum 
ſechszehnten Jahre in der Anſtalt verbleiben. 

$5. Vermögen der Anſtalten. 

Das Waiſenhaus erhält ſich ſelbſt, aus Geſchenken (etwa 400 Mk. jährlich), 
aus feſtſtehenden jährlichen Zuſchüſſen der Teſtament- und Almoſenhaltung (mit 
4200 Mk.) und aus (z. Z. 1337 Mk. jährlich) Zinſen des eigenen Vermögens, 
welches ſich aus neueren Zuwendungen und aus Verwaltungs⸗Ueberſchüſſen gebildet 
hat. Ein jährlicher Zuſchuß der Kämmerei-Kaſſe (628 Mk. 53 Pf.) bildet lediglich 
die Abfindung für eine früher übliche jährliche Hauscollecte durch Mitglieder der 
ſtädtiſchen Behörden. 

Das Kinderheim wird aus Geſchenken (etwa 100 Mk. jährlich) und aus 
Zinſen des eigenen Vermögens (etwa 1300 Mk. jährlich), im Uebrigen aber durch 
Zuſchüſſe aus dem Armenfonds der Stadt Thorn unterhalten. 


Il. Verwaltungs Behörden. 
§ 6. Der Mlagiſtrat. 
Der Magiſtrat vertritt die Anſtalten nach Außen und verwaltet ihre Kapitalien 
im Depoſitorium der milden Stiftungen, ordnet auch die Verwaltung der Anſtalts⸗ 
kaſſen als Nebenkaſſen der Stadthauptkaſſe. Der Magiſtrat hat die Verwaltungs- 
Ordnung nach Bedürfniß durch zweckentſprechende Anweiſungen zu ergänzen, auch 
mindeftens ein Mal im Jahre unvermuthet eine eingehende Reviſion jeder Anſtalt 


— 
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3 
vorzunehmen und die darüber aufgenommene Verhandlung der Stadtverordneten- 
Verſammlung mitzutheilen. 
$7. Die Waiſenhaus-Deputation. 

Die innere Verwaltung der Anſtalten nach Maßgabe dieſer Verwaltungs- 
Ordnung und innerhalb der Grenzen der von Magiſtrat und Stadtverordneten-Ver⸗ 
ſammlung feſtgeſtellten Anſtalts-Etats beſorgt, unter Aufſicht des Magiſtrats, die 
ſtädtiſche Waiſenhaus⸗Deputation. Zur Deputation gehören folgende Mitglieder: 

1. Ein Magiſtrats⸗Mitglied als Vorſitzender, — in der Regel der Vorſitzende 

der ſtädtiſchen Armen-Behörde, — welcher in Behinderungsfällen in der 
Regel durch den Vorſitzenden des ſtädtiſchen Waiſenraths vertreten wird; 
2. zwei Stadtverordnete und zwei Bürgermitglieder, welche von der Stadtver- 
ordneten-Verſammlung gewählt werden, und unter denen ſich mindeſtens ein 
Mitglied des Armen-Direktoriums befinden ſoll; 
3. die örtlich zuſtändigen Pfarrer der evangeliſchen St. Georgen-Kirche und 
der katholiſchen St. Marien-Kirche; 
4. der Erziehungs-Vorſteher; 
. der Anſtalts-Arzt; 
„die beiden Hausväter, jeder mit Stimmrecht in den Angelegenheiten ſeiner 
Anſtalt 
— zu 4—6 vom Magiſtrat nach Vorſchrift der Städteordnung beſtellt. — 
$8. Geſchäfts führung der Deputation. 

Die Deputation leitet und beauffichtigt ebenſowohl die Hauswirthſchaft, wie 
die Haltung, Erziehung und die ſpätere Unterbringung der Zöglinge. Sie bildet den 
Vorſtand der Anſtalt im Sinne des § 13 der Vormundſchafts-Ordnung vom 
5. Juli 1875. Alle wichtigeren Verwaltungsfragen ſind ihrer Beſchlußfaſſung zu 
unterbreiten. Die Ausgaben innerhalb der Grenzen des Etats beſchließt ſie ohne 
Rückfrage beim Magiſtrat. 

Die Deputation hat regelmäßig vierteljährlich eine ordentliche Sitzung abzu⸗ 
halten, außerordentliche Sitzungen aber nach Bedarf. Die Beſchlüſſe werden in ein 
Protokollbuch eingetragen, welches die Namen der Anweſenden erkennen läßt und 
jedesmal vom Vorſitzenden und mindeſtens von noch zwei Mitgliedern zu unterſchreiben 
iſt. Dabei ſind jedesmal die auf beide Anſtalten gemeinſchaftlich und die auf die 
einzelnen Anſtalten beſonders bezüglichen Beſchlüſſe auseinander zu halten. 

Schleunige Sachen kann der Vorſitzende ſelbſtſtändig erledigen, muß ſie als⸗ 
dann aber in der nächſten Sitzung nachträglich vortragen. 

§ 9. Der Hausvater. 

Zur unmittelbaren Leitung jeder Anſtalt wird ein verheiratheter, in der 
Kindererziehung erfahrener Mann von untadelhafter Führung vom Magiſtrat angeſtellt. 
Derſelbe hat mit ſeiner Ehefrau, als Hausvater und Hausmutter, ebenſo für die 
Erziehung und Beſchäftigung, wie für die Beſpeiſung, Wartung und Pflege der 
Zöglinge zu ſorgen. 
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Der Hausvater hat die äußeren, wie die inneren Verhältniſſe der Anſtalt 
ſorgfältig in Obacht zu nehmen und überall auf eine Beſſerung, durch Schaffung 
neuer und nützlicher Einrichtungen hinzuwirken. 

Für die Durchführung der gegebenen Vorſchriften iſt er in erſter Linie ver⸗ 
antwortlich. Hervortretenden Mängeln hat er, ſoweit als möglich, ſelbſt abzuhelfen 
und nöthigenfalls die erforderlichen Anträge bei der Deputation zu ſtellen. Bei 
Gefahr im Verzuge hat er das, was erforderlich iſt, ſogleich auf eigene Verantwortung zu 
veranlaſſen und ſchleunigſt eine Anzeige an den Vorſitzenden der Deputation zu richten. 

Da der Hausvater ſeine ganze Arbeitskraft der Anſtalt widmen ſoll, ſo darf 
er eine erwerbende Beſchäftigung neben ſeinem Amte nur ſoweit treiben, als ihm 
dies die Deputation ausdrücklich zu Protokoll geſtattet. 

Insbeſondere liegt es dem Hausvater ob: 0 

1. In perſönlicher Beziehung den Zöglingen die Eltern ſoweit als möglich 
zu erſetzen. 

Es ſoll ſein Beſtreben ſein, durch eifrige Fürſorge für das leibliche, geiſtige 
und ſittliche Wohl der Kinder und durch ein zugleich ernſtes und liebevolles Verhalten 
das kindliche Vertrauen der Zöglinge zu erwerben, um ſo die vielfach verirrten 
Kinder ohne Anwendung harter Zuchtmittel auf den rechten Weg zurückzuführen. 
Von allem unwahren und leichtſinnigen, oder gar frivolen, wie andererſeits von allem 
finſteren, mürriſchen, kopfhängeriſchen Weſen ſoll er ſich und die Kinder gleichmäßig 
fern halten, und in den letzteren vielmehr einen gottvertrauenden, fröhlichen, wahrheits⸗ 
liebenden Sinn pflegen, Verſtändniß und Theilnahme für alles Gute, Schöne und 
Nützliche wecken und Gewöhnung und Neigung zu ernſter, geregelter Arbeit und zu 
ſtrenger Pflichterfüllung erziehen. 

2. In fachlicher Beziehung hat der Hausvater für die Unterhaltung der 
Gebäude und Inventarienſtücke zu ſorgen und die dazu erforderlichen Reparaturen 
und Ergänzungen zu veranlaſſen. 

Sofern die Deputation nicht anders beſchließt, hat er den Verkehr der Anſtalt 
mit Handwerkern und Lieferanten zu beſorgen, die erforderlichen Beſtellungen mittels 
Beſtellzettels zu machen, die Lieferungen abzunehmen, zu kontrolliren und auf den 
Rechnungen als vertragsmäßig und gut zu beſcheinigen. 

Nothwendige Reparaturen und kleine Wirthſchaftsausgaben bis zum Koſten⸗ 
betrage von 5 Mk. kann der Hausvater ohne Weiteres veranlaſſen und die Rechnungen 
darüber der Deputation nachträglich vorlegen. Größere Ausgaben, insbeſondere alle 
Neueinrichtungen und Neuanſchaffungen müſſen vorher von der Deputation beſchloſſen 
ſein und ſind auch von der Deputation — oder doch von deren Vorſitzenden — auf 
den Rechnungen mit zu beſcheinigen. 

Ueber alles bewegliche Inventar der Anſtalt führt der Hausvater ein genaues 
Verzeichniß, in welches er allen Ab- und Zugang ſorgfältig einzutragen hat. Er hat 
ſich von Zeit zu Zeit davon zu überzeugen, daß dieſes Verzeichniß mit demjenigen 
des Kaſſenführers ſtimmt und iſt für das Vorhandenſein der Inventarienſtücke 
verantwortlich. 
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Außer ſeinem Inventarien-Verzeichniß hat der Hausvater das Speiſebuch 
(8 19), das Reviſionsbuch und endlich eine Abſchrift des Perſonalbuchs der Zöglinge 
zu führen (§ 15). 

$10. Der Erziehungs Vorſteher. 

Der Erziehungs-Vorſteher wird vom Magiſtrat aus der Zahl der im 
Erziehungsweſen erfahrenen und in Geſchäften geſchickten Männer gewählt. um die 
Hauseltern in allen Fragen der Erziehung und der die Erziehung beeinfluſſenden 
inneren Hauswirthſchaft mit Rath, und auf Wunſch auch mit der That, zu unter⸗ 
ſtützen. Er ſoll die Anſtalten möglichſt oft beſuchen und von allen Vorgängen, wie 
von den Verhältniſſen der einzelnen Kinder, eingehend Kenntniß nehmen. Die 
Beſchäftigung und Behandlung der Kinder, die Kleidung. Lagerung, Heizung uſw. 
ſind gleichmäßig zu prüfen. Der Vorſteher hat es jedoch ſorgfältig zu vermeiden, 
durch Anordnungen in die Wirkſamkeit des Hausvaters einzugreifen, oder gar den 
Kindern gegenüber in einen Gegenſatz zum Hausvater zu treten. Seine Bedenken 
hat er vielmehr dem Hausvater unter vier Augen mitzutheilen und nöthigenfalls der 
Deputation vorzutragen. 

Dem Vorſteher kann ferner auch die Ausführung einzelner Beſchlüſſe der 
Deputation, welche ſich nicht auf die innere Hauswirthſchaft beziehen, übertragen werden. 

Falls es erforderlich wird, kann für jede Anſtalt ein beſonderer Erziehungs⸗ 
Vorſteher beſtellt werden. 

5 11. Der Arzt. 

Der Arzt hat die Anſtalten ſo oft als möglich zu beſuchen und ſich vom 
Geſundheitszuſtande der Kinder, von der Ordnung und Sauberkeit im Hauſe, von 
der guten Beſchaffenheit und der ausreichenden Menge der Speiſen und der Speiſe— 
vorräthe, der Kleidungsſtücke, Betten uſw. zu überzeugen. Mindeflens einmal in 
jedem Monat muß der Arzt alle Wohn- und Arbeitszimmer der Anſtalt beſuchen 
und die ſämmtlichen Kinder beſehen. Der Beſuch ſoll in der Regel kurz Vormittags 
ſtattfinden, die Beſichtigung der Kinder kann auch auswärts erfolgen. 

Die Reviſionen ſind in das im Hauſe befindliche Reviſionsbuch zu vermerken. 

Erkrankte Kinder hat der Arzt auf Erſuchen zu unterſuchen, in leichten 
Krankheitsfällen Anordnung über die Beköſtigung, Wartung und Pflege im Hauſe 
ſelbſt zu treffen, bei ſchwereren Krankheiten aber die Ueberführung der Kinder in das 
ſtädtiſche Krankenhaus zu veranlaſſen. 

Die im Hauſe verordneten Recepte ſind in das für jede Anſtalt beſonders 
geführte Receptenbuch einzutragen und der Apotheke des ſtädtiſchen Krankenhauſes zur 
Ausführung zuzuſtellen. Die Koſten find ſodann dem ſtädtiſchen Krankenhauſe 
vierteljährlich zu erſtatten. 

$12. Die übrigen Mitglieder der Deputation. 


Dieſelben, und insbeſondere die Geiſtlichen, haben das Recht und die Pflicht, 
die Anſtalten zu beſuchen, ſich von den Verhältniſſen derſelben durch Augenſchein zu 
überzeugen und bezügliche Vorſtellungen an den Hausvater zu richten, oder Anträge 
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in der Deputation zu ſtellen. Daſſelbe Recht hat außerdem jedes Magiſtratsmitglied 
und jeder Stadtverordnete, natürlich ohne befugt zu ſein, Anordnungen zu treffen. 

Das Reſultat der Reviſion iſt in dem Reviſionsbuche zu vermerken, welches 
der Hausvater führt und jederzeit vorzulegen verpflichtet iſt. Directe Anweiſungen 
an den Hausvater zu ertheilen, find die Deputations-Mitglieder jedoch nicht berechtigt, 
und ſie ſollen es auch ſorgfältig vermeiden, vor den Kindern in einen Gegenſatz zu 
den Hauseltern zu treten. 

Die Deputirten haben ferner die bereits aus den Anſtalten entlaſſenen, jedoch 
noch nicht großjährigen Zöglinge zu beobachten und ihnen nöthigenfalls behülflich zu 
ſein. Zu dieſer Aufgabe kann ein beſtimmter Deputirter nöthigenfalls beſonders 
beſtellt werden, der ſodann der Deputation zu berichten hat. 

Die Geiſtlichen haben ſich insbeſondere von dem religiöſen und ſittlichen 
Zuſtand der Zöglinge Ueberzeugung zu verſchaffen. 

$13. Kaſfen- und Vüreau-Perwaltung. 

Die Kaſſen beider Anſtalten werden, als ſtädtiſche Kaſſen, vom Magiſtrat 
nach Maßgabe der Dienſtordnung für die ſtädtiſchen Kaſſen verwaltet, bis auf 
Weiteres in der Nebenkaſſe der Kämmerei. 

Die Büreau- und Acten-Verwaltung iſt mit dem ſtädtiſchen Büreau für die 
UArmen-Verwaltung verbunden. 

Bei der Kaſſe wird das Inventarien-Verzeichniß für jede Anſtalt geführt, 
welches jährlich, vor Abſchluß der Jahresrechnung, mit dem wirklich vorhandenen 
Beſtande an Ort und Stelle zu vergleichen, wovon Abſchrift der Jahresrechnung 
beizufügen iſt, und von welchem der Hausvater ein Nebenexemplar führt. 

Im Bürcau befindet ſich das Verzeichniß der Zöglinge, für jede Anſtalt ge— 
ſondert (Perſonalbuch, $ 15), und das Protokollbuch der Deputation. 

$ 14. Aufnahme der Zöglinge. 

Ueber die Aufnahme der Zöglinge entſcheidet in der Regel die Waiſenhaus— 
Deputation auf Antrag des Armen -Directoriums, in beſonderen Fallen aber der 
Magiſtrat ſelbſt. 

Die höchſte Zahl der Aufzunehmenden wird durch die Etats der Anſtalten 
beſtimmt. Bei der Aufnahme ſoll möglichſt dahin geſtrebt werden, daß Geſchwiſter 
nicht getrennt werden. 

Vor der Aufnahme ſind die Kinder ärztlich zu unterſuchen. Erweiſen ſie ſich 
hierbei als krank, jo find fie zurückzuweiſen und nöthigenfalls zunächſt dem ſtädtiſchen 
Krankenhauſe zur Kur zu überweiſen. 

$ 15. Perſonalbuch. 

Bei der Aufnahme iſt jeder Zögling in ein vom Bureau für jede Anſtalt 
beſonders geführtes Verzeichniß (Perſonalbuch) einzutragen, welches folgende geräumige 
Abtheilungen (Spalten) enthält: 

1. Laufende Nummer. 
2. Tag der Aufnahme. 
3. Vollſtändiger Vor⸗ und Zuname. 
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4. Geburtstag. 

5. Geburtsort. 

6. Religion des Kindes. 

7. Name und Stand des Vaters. 

8. Name und Vatersname der Mutter. 

9. Letzter Wohnort und event. Todestage der Eltern. 

10. Ob ein Impfatteſt des Kindes vorgelegt iſt. 

11. Tag der Entlaſſung aus der Anſtalt. 

12. Führung in der Anſtalt. 

13. Name, Stand, Wohnort des Lehrmeiſters oder der Dienſtherrſchaft, zu 
welchen das Kind gegeben iſt. 

14. Führung während der Lehrzeit und ſonſt bis zum 21. Jahre. 

15. Bemerkungen. 

Das Buch iſt jährlich in derjenigen Deputationg - Sigung, in welcher der 
Anſtalts⸗Etat berathen wird, vor Beginn dieſer Berathung, ſonſt aber in der erſten 
Sitzung nach jedem 1. Januar vom Bureau vorzulegen. Es ſind hierbei die einzelnen 
in der Anſtalt befindlichen, ſowie die entlaſſenen, aber noch nicht großjährigen Zög⸗ 
linge zu beſprechen, dabei die Spalten 12 und 14 des Perſonalbuchs, ſoweit als 
möglich, auszufüllen, und auch bei den bereits längere Zeit entlaſſenen Zöglingen 
unter „Bemerkungen“ kurz einzutragen, wie ihr Schickſal ſich geſtaltet hat. Die 
Spalten 1—11 und 13 füllt das Bureau aus. 

Ein zweites Exemplar des Perſonalbuches hat der Hausvater, in Ueberein⸗ 
ſtimmung mit demjenigen des Bureaus, zu führen. 

$16, Wohnung, Heizung, Beleuchtung. 

Die Wohn- und Arbeitsräume find von den Schlafräumen getrennt, und in 
beiden die Knaben von den Mädchen geſondert. Knaben dürfen die Mädchen— 
ſchlafräume nicht betreten, ebenſowenig Mädchen die Schlafräume der geſunden Knaben 
nach Eintritt der Dunkelheit. Die Schlafräume ſind im Sommer den Tag über 
gelüftet zu halten, im Winter mindeſtens eine Stunde lang nach dem Aufſtehen der 
Zöglinge zu lüften. 

Die Wohn- und Arbeitszimmer find auf beſcheidenen bürgerlichen Zuſchnitt 
auszuſtatten. 

Die Zimmer, Flure, Treppen werden mindeſtens alle acht Tage einer durch 
gehenden Reinigung durch Waſchung unterzogen, außerdem ſind ſie ebenſo, wie die 
Tiſche, Bänke, Schränke uſw., täglich ſorgfältig zu reinigen. 

Ueberhaupt iſt auf die größte Reinlichkeit und Ordnung im Hauſe zu ſehen, 
unbeſchadet der den Kindern zu ihren Arbeiten und Spielen zu laſſenden Freiheit in 
Benutzung der Zimmer und Sachen. 

Die Wohn- und Arbeitsräume ſollen im Winter auf 15 Grad, die Schlaf⸗ 
räume auf mindeſtens 12 Grad Reaumur erwärmt werden. Zur Controle ſoll in 
jedem Zimmer ein Thermometer hängen. 

Vom Eintritt der Dunkelheit bis zum Schlafengehen, und nöthigenfalls 
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Morgens, vom Aufſtehen bis zum Hellwerden, find in den Arbeitszimmern die 
erforderlichen Lampen zum Arbeiten, Spielen, Leſen, Eſſen zu unterhalten. Jeder 
Schlafraum iſt mit einer Nachtlampe zu erleuchten. 

§ 17. Bekleidung der Zöglinge. 

Die Bekleidung der Zöglinge iſt eine gleichförmige und beſteht, außer den 
erforderlichen Unterkleidern (Hemde, Strümpfe) und Schuhen, bei den Knaben aus 
kurzem Rock, Weite und Beinkleid, im Sommer aus leichtem Stoff, im Winter aus 
Tuch. Die Mädchen erhalten entſprechende Anzüge. Für die ſchmutzige Haus- und 
Garten-Arbeit erhalten die ältern Zöglinge außerdem einen einfachen Arbeitsanzug. 
Die Kleider werden von der Verwaltung geliefert. Das Nähen und Flicken derſelben 
iſt möglichſt im Hauſe ſelbſt zu beſorgen. Die Leibwäſche wird alle Woche, die 
Bettwäſche alle 4 Wochen gewechſelt, ſofern nicht aus beſonderen Gründen ein 
öfterer Wechſel nothwendig iſt. 

$18. Bettung der Zöglinge. 

Jedes Kind erhält ein beſonderes Bettſtell mit Strohſack, Kopfpolſter, Laken 
und guter wollener Decke nebſt Bezug. Die Bettſtellen dürfen nicht unmittelbar 
neben einander ſtehen. Jedes Kind erhält ſein eigenes Waſchgefäß nebſt Handtuch 
und Seife. Kranke Kinder ſind ſchon vor dem Erſcheinen des ſogleich zu benach— 
richtigenden Arztes in der beſonderen Krankenſtube ſorgſam zu betten, wobei zugleich 
für die gehörige Wartung zu ſorgen iſt. 

§ 19. Beköſtigung der Zöglinge. 

Die Beköſtigung der Zöglinge beſorgt der Hausvater vertragsmäßig nach den 
dafür beſonders gegebenen Vorſchriften, bezw. nach den im einzelnen Falle von der 
Deputation, oder vom Arzt zu ertheilenden Anweiſungen, unter Beachtung der Hausordnung. 

Die Gerichte der Hauptmahlzeiten ſind täglich in ein jahrweiſe zu führendes 
Speiſebuch einzutragen. 

Die Speiſen müſſen ſauber, ſchmackhaft und aus guten, gefunden Nahrungs- 
mitteln bereitet und in einer für die Sättigung vollkommen ausreichenden Menge 
gereicht werden. 

Eine beſondere Aufmerkſamkeit iſt auf die Sauberkeit der Speiſetiſche und der 
Speiſegeräthe zu richten. 

$ 20. RNirche. 

Die Zöglinge ſind regelmäßig zum Beſuche des öffentlichen Gottesdienſtes 
ihres Bekenntniſſes und zum Confirmanden-Unterricht anzuhalten. 

Zöglinge des Waiſenhauſes, deren Bekenntniß nicht feſtzuſtellen iſt, ſollen in 
der evangeliſchen Religion erzogen werden, weil das Waiſenhaus auf evangeliſchen 
Stiftungen beruht. Im Uebrigen findet fein Unterſchied der Religion ſtatt. 

$ 21. Schule. 

Sobald die Zöglinge das ſchulpflichtige Alter erreicht haben, ſind ſie vom 
Hausvater der Volksſchule zuzuführen. Der Deputation bleibt es vorbehalten, in 
geeigneten Fällen, insbeſondere bei beſonders befähigten Zöglingen, bei der ſtädtiſchen 
Schulbehörde die unentgeltliche Aufnahme in eine gehobene Schule zu beantragen. 
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Der Hausvater hat auf regelmäßigen Schulbeſuch und auf ſorgfältige 
Erledigung der Schularbeiten zu achten und für die Beſchaffung der Lernmittel aus 
der Anſtaltskaſſe, ſowie für ſorgfältige Verwahrung und Erhaltung derſelben zu ſorgen. 

8 22. Beſchäftigung der Zöglinge im Haufe. 

Eine die Erziehung und Ausbildung der Zöglinge fördernde Beſchäftigung 
der Zöglinge in der ſchulfreien Zeit gehört zu den Hauptpflichten des Hausvaters. 

Die ältern Kinder, vom zwölften Jahre ab, ſind während eines Theils ihrer 
freien Zeit in geordneter Weiſe zu den in Haus und Garten vorkommenden Arbeiten 
heranzuziehen, und es iſt hierbei dahin zu ſtreben, daß die Kinder bis zu ihrer 
Entlaſſung mit den einzelnen Arbeiten — mit den dabei weſentlichen Materialien 
(3. B. Kochmaterialien, Zeugen, Brennmaterialien, den verſchiedenen Bodenarten, 
Dung u. ſ. w.), wie mit den einfachſten Handgriffen und Verfahrungsweiſen — 
einigermaßen vertraut werden. 

Die Mädchen insbeſondere ſind von der Hausmutter in allen weiblichen 
Handarbeiten zu unterrichten: ſo im Nähen, Stricken, Waſchen, Rollen, Plätten, im 
Kochen, Heizen, Auſwaſchen u. ſ. w. 

Bei allen aufgetragenen Arbeiten iſt mit Ernſt auf eine ſorgfältige, pflicht⸗ 
treue Erledigung zu halten. f 

Daneben iſt den Zöglingen Gelegenheit und Anleitung zu fruchtbringender 
Selbſtbeſchäftigung zu geben; zum Leſen, Schreiben, Zeichnen, Handarbeiten u. ſ. w. 

Im Uebrigen, und beſonders für die jüngeren Zöglinge, ſind gute Spiele und 
gemeinſchaftliche Unterhaltungen (namentlich im Freien) anzuregen, als: Turnen, 
Turnſpiele, Geſellſchaftsſpiele, gemeinſamer Geſang ſchöner, den Kindern verſtändlicher 
Lieder. Mindeſtens zwei Mal wöchentlich ſollen die Kinder im gemeinſchaftlichen 
Geſang geübt werden. 

An ſchulfreien Tagen und Nachmittagen ſind die Zöglinge fleißig ſpazieren 
zu führen; theils zu gemeinſamen Spielen in Wald und Feld, theils zur Belehrung 
über wiſſenswerthe Dinge in Stadt und Umgegend: Straßen, Gebäude, Sehens— 
würdigkeiten, Fabriken u. ſ. w. 

Wenn die Jahreszeit dies geſtattet, hat der Hausvater die Zöglinge regel— 
mäßig zum Baden zu führen. 

Die zur Beſchäftigung der Zöglinge nothwendigen Werkzeuge (3. B. Turn⸗ 
geräthe, Spaten, Hacken u. ſ. w.), ſowie die erforderlichen Spielwerkzeuge (als Bälle 
u. dergl.) beſchafft die Verwaltung. Dieſelbe unterhält auch die neben den Schul⸗ 
büchern der einzelnen Kinder im Hauſe vorhandene Sammlung guter Bücher zur 
Belehrung und Unterhaltung, woraus insbeſondere an Winterabenden die älteren 
Zöglinge vorleſen ſollen. 

Die Verwaltungs⸗Deputation hat im Uebrigen das Recht, unbeſchadet der 
Verpflichtungen des Hausvaters, für einzelne beſtimmte Arbeitszweige beſondere Lehrer 
anzunehmen und zu dieſem Zwecke auch über die Anſtaltsgärten, ſowie über die nicht 
zur Wohnung des Hausvaters ſelbſt gehörigen Anſtaltsräume nach Belieben zu 
verfügen. 


§ 23. Hausordnung. 

1. Die Kinder erheben fic) im Sommer um 6 Uhr, im Winter um 7 Uhr. 
Nachdem ſie ſich gewaſchen und ihre Kleider gereinigt haben, werden ſie von den 
Hauseltern auf Ordnung und Reinlichkeit beſichtigt; dann verſammeln fie ſich zum 
Frühſtück. Vor dieſem wird abwechſelnd von einem der älteren Kinder ein Morgen⸗ 
gebet, oder paſſendes Lied laut vorgeleſen, oder auswendig hergeſagt. 

Die Betten find alsbald nach dem Aufftehen durch die älteren Kinder zu 
ordnen. Nach dem Frühſtück werden die Schlafzimmer von Dienſtmädchen, mit 
Unterſtützung der älteren Mädchen, gereinigt. 

2. Während die Schule von den ſchulpflichtigen Kindern beſucht wird, ſind 
die noch nicht ſchulpflichtigen durch Spiele, Erzählungen u. ſ. w. zu beſchäftigen. 
Die bereits aus der Schule entlaſſenen Zöglinge werden zu Haus- und Wirtſchafts⸗ 
arbeiten angeſtellt. 

3. Um 12 Uhr wird gemeinſchaftlich das Mittageſſen eingenommen. Vor 
und nach demſelben iſt ein kurzes Gebet zu ſprechen. 

4. Nach dem Eſſen werden die Tiſchgeräthe durch die älteren Kinder gereinigt. 
Im Uebrigen haben die Kinder bis 2 Uhr Freiſtunden. 

5. Während der Nachmittagsſchulſtunden wird es wie zu 2 gehalten. 

6. Nach dem Vesperbrod iſt eine freie Stunde — bis 5 Uhr — zu gewähren; 
dann werden die Schularbeiten gemacht und wiederholt; zwei Mal in der Woche 
wird Geſangsunterricht gegeben, und es werden ſonſt, je nach der Jahreszeit, 
Beſchäftigungen für die größeren und Spiele für die kleineren Kinder gewählt. 

7. Um 7 Uhr wird zu Abend gegeſſen. Danach wird etwas vorgeleſen oder 
erzählt, oder gemeinſchaftlich geſungen. 

8. Um 8 Uhr wird gemeinſchaftlich das Abendgebet geſprochen, worauf ſich 
die Kinder zu Bett begeben. 

9. Mittwoch und Sonnabend Nachmittags werden die Kinder bei günſtigem 
Wetter von dem Waiſenvater ſpazieren geführt, andernfalls zu gemeinſamen Spielen, 
Geſängen u. ſ. w. angehalten. 

10. Sonntags werden die Kinder am Vormittag in die Kirche geſchickt, wobei 
die im Geſange geübteren am Chorgeſang theilnehmen. 

11. Die drei Hauptmahlzeiten werden von den Knaben und Mädchen in 
einem und demſelben Zimmer — doch an beſonderen Tiſchen — in Anweſenheit des 
Hausvaters oder der Hausmutter eingenommen. Zur Auſſicht werden außerdem ein 
tiſchälteſter Knabe und ein tiſchälteſtes Mädchen vom Hausvater beſtellt. 

12. Für jeden Schlafraum iſt ein ſtubenälteſtes Kind zu beſtellen, welches die 
Aufſicht im Raum, in Vertretung der Hauseltern hat, und auf Ordnung ſieht. Die 
Aufſicht über die Heizung und Beleuchtung haben jedoch die Hauseltern ſelbſt, mit 
Hülfe des Dienſtmädchens, zu üben. 

13. Die Kinder ſind der väterlichen Zucht der Hauseltern unterworfen. 
Schläge mit der Hand ſind jedoch verboten, vielmehr ſoll eine etwa nothwendige 
Züchtigung nur in einigen leichten Schlägen, bei Kindern bis zu 10 Jahren mit 


einer gebundenen Ruthe aus Reiſern, bei Kindern über 10 Jahre einem bir 
Röhrchen, beſtehen. In allen erheblichen Disciplinarfällen iſt Jüchtig 
dem Erziehungs⸗Vorſteher Anzeige zu machen. 

Das Beſtreben der Hauseltern ſoll dahin gehen, körperliche Züchtigun 
* ganz auszuschließen und auf die Zöglinge vielmehr durch ernſte und zugleich liebevolle 

Zurechtweiſungen zu wirken. f 
8 24. Entlaſfung und Unterbringung der Zöglinge. 
- Ueber die Entlaſſung der Zöglinge beſchließt in Gemäßheit des § 4, letzter 
Abſatz, die Waiſenhaus⸗Deputation. ö 
In der Regel ſollen die Knaben als Lehrlinge zu ehrenwerthen und geſchickten 
Handwerksmeiſtern oder Kaufleuten, die Mädchen dagegen als Hausmädchen zu 
aanſtändigen Familien gegeben werden. ? 
a0 Nöthigenfalls find entſprechende Aufforderungen in den Zeitungen zu erlaſſen. 
Bei Auswahl der Stellen iſt insbeſondere auch darauf zu ſehen, ob die Zöglinge in 
der neuen Stelle eine gute, förderliche Behandlung und ein gutes Beiſpiel in der 
Lebensführung zu erwarten haben. 

Mit den Lehrherren iſt ein ſchriftlicher Vertrag zu ſchließen und darin die 
Lehrzeit zu bedingen. Der Lehrling erhält von der Anſtalt einen Sommer- und 
einen Winteranzug, ein Paar Stiefel aid Hemden mit. Nach Beendigung der 
Lehrzeit iſt ihm ein Geſellen-Anzug vom Lehrherrn auszubedingen. 

Den in den Hausdienſt gehenden Zöglingen iſt ein angemeſſener Lohn und 
* freie Station im Hauſe des Dienſtherrn auszubedingen. 

Kranke Kinder, die ſich nicht ſelbſt unterhalten können, ſind nach Erreichung 
des höchſten Anſtalts-Alters nöthigenfalls mit Hülfe der Armenbehörde zweckent⸗ 
ſprechend unterzubringen. 

Die den Zöglingen in der Anſtalt gewährten Geld-Prämien ſollen in der 
Regel erſt bei Erreichung der Großjährigkeit — oder wenn es ſonſt den a 
beſonders förderlich ijt — ausgezahlt werden. Zur Deckung etwaiger Aufwendungen 
an Armen- oder Kurkoſten dürfen dieſe Prämien in keinem Falle verwendet werden, 
vielmehr ſtehen dieſelben bis zur Auszahlung zur Verfügung der Deputation, und 
ſie ſind inzwiſchen bei der Sparkaſſe zu belegen. 


. & 
§ 25. Zürforge für die Zöglinge nach seen 
Die Deputation behält die ihr nach § 13 der e dee dale vom 


5. Juli 1875 zuſtehenden Rechte und Pflichten gegenüber den 36 en bis zu 
deren Großjährigkeit. Demgemäß hat die Deputation die Zöglinge auch nach deren 
Entlaſſung aus der Anſtalt in Obacht zu nehmen, ihnen mit Rath und That beizu⸗ 
ehen, ſie in ihrem Verhältniſſe den Lehrmeiſtern oder Dienſtherren gegenüber zu 
rtreten, nöthigenfalls auch in ihrer Führung zurechtzuweiſen. 2 
of. Zu dieſem Behufe hat die Deputation einzelnen ihrer Mitglieder (auch den 
Rendanten, Hausvater, den Geiſtlichen u. ſ. w.) beſtimmte entlaſſene Zöglinge zur 
> beſondern laufenden Aufficht zu überweiſen und dies den Zöglingen, ſowie den 
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Dienſt⸗ und Lehrherren bekannt zu machen. Die ſo Deputirten haben von Zeit zu 
Zeit an Ort und Stelle und durch Rückfragen Erkundigungen über den früheren 
Zögling einzuziehen und darüber der Deputation jährlich zu berichten. 
Die entlaſſenen Zöglinge haben bis zur erlangten Großjährigkeit dem 
Magiſtrat jährlich eine ſchriftliche Mittheilung über ihr Ergehen einzureichen. 
Thorn, den 16. März 1888. 


Der Ai agiſtrat. 
gez. 6. Bender. 
a 
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Veſtimmungen 


betreffend die Verwaltung des im Depofitorium der Stadt befindlichen Stiftungs- 
Kapitals zur Förderung der aus dem ſtädtiſchen Waiſenhauſe und aus dem 
ſtädtiſchen Kinderheim entlaſſenen Kinder. 
8 1. 

Ueber die Verwendung der Stiftungs - Kane beſchließt die Waiſenhaus⸗ 
Deputation. 

8 2. 

Aus der Stiftung ſollen nur ſolche Unterſtützungen gewährt werden, welche 
geeignet ſind, die früheren Zöglinge der ſtädtiſchen Erziehungs-Anſtalten in den von 
ihnen gewählten Lebensberufen zu fördern, oder eine freundliche Verbindung der 
ehemaligen Zöglinge mit der verlaſſenen Anſtalt aufrecht zu erhalten. 

e § 3. 

Ausgeſchloſſen ſind alle diejenigen Ausgaben, zu d deren Beſtreitung eine recht⸗ 
liche oder ſatzungsmäßige Verpflichtung für die Armenbehörde, oder für die Anſtalts⸗ 
Verwaltungen beſteht. 

dient, den 26. April 1889. 


dg. Der iſtrat. Die Stadlverordnelen⸗Verſammlung. 
gez 6. ge Pic * A Schustehrus. gez. Boethke. 


* 


